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Basel, Schweighauserische Buchdruckerei. 


DER NEUE: BUNB. 


Um die Mitte des XIX. Jahrhunderts ist für unser Land ein neues 
Zeitalter angebrochen durch die Einigung der 22 Kantone zu dem heu- 
tigen Bundesstaate. Die Schweiz ist damit andern Völkern bahnbrechend 
und wegweisend vorangegangen. 

An der Herbeiführung der neuen Ordnung der Dinge hat Basel-Stadt 
in formalpolitischer Hinsicht keinen nennenswerten Anteil genommen. 
Fast wider seinen Willen und seine bessere Überzeugung, mehr dem 
Drang der äußern Umstände gehorchend als dem eigenen Triebe, hat es 
den Schritt zur Bundesverfassung von 1848 mitgemacht. 

In dem Kampf mit der Landschaft um deren volle Gleichberechtigung 
war die, Stadt: lam3. August 1833 ‘unterlegen.- Seither führte: sie ihr 
politisches Dasein getrennt von ihrem früheren Landgebiet und auf sich 
selbst beschränkt. 

Die herben Lehren jener schweren Zeit waren nicht wirkungslos 
geblieben. In weiten Kreisen der Bevölkerung war der redliche Wille 
vorhanden, auf die Zeichen der Zeit zu achten. Dem hergebrachten 


157 


aristokratisch-konservativen Regimente diametral entgegengesetzt, trat 
zunächst die radikal-demokratische Partei, seit 1842 unter Führung der 
Nationalzeitung, auf den Plan. Um die Mitte der Vierziger Jahre löste 
sich sodann hauptsächlich aus der Regierungspartei heraus ein liberaleres 
Centrum aus, die sogenannte Bewegungspartei, deren Richtung im Intel- 
ligenzblatt, seit 1845, ihren Ausdruck suchte. Dieser Mittelpartei, welche 
bei den politischen und wirtschaftlichen Neugestaltungen der Zeit auch 
für Basel einen Platz an der Sonne gesichert wissen wollte, haben 
alle hienach geschilderten eidgenössischen Staatsmänner und Wirtschafts- 
politiker Basels mit einziger Ausnahme des gemäßigt radikalen Bürger- 
meisters Stehlin angehört. Bis zu den höchsten Regierungskreisen drängte 
sich mehr und mehr die Notwendigkeit auf, von der Entwicklung zu 
lernen und ihr wenigstens Schritt für Schritt zu folgen. 

Allerdings war das nicht immer leicht. Denn wenn auch die Wunden 
der Dreißiger Jahre mit der Zeit zu vernarben begannen, so förderte jene 
sturm- und drangreiche Zeit der Geburtswehen des neuen Bundes doch 
auch wieder manches zutage, was den geraden Sinn für Wahrheit und 
Recht aufs tiefste verletzen mußte. 

So wenig auch Basel, der IIort des Protestantismus, mit der obstruk- 
tiven Staatskunst des Sonderbundes und mit den reaktionären Kraftproben 
der Luzerner Machthaber zu schaffen haben mochte, so konnte sich doch 
niemand der Einsicht verschließen, daß vor denselben Eingriffen in die 
Staatshoheit, welche die katholischen Orte von der Tagsatzungsmehrheit 
der regenerierten Stände erfuhren, jeder andere Kanton ebensowenig 
sicher war, und daß jede Stärkung der Centralgewalt eine um so größere 
Gefährdung der kantonalen Souveränität, namentlich der kleinen Kantone, 
nach sich ziehen mußte. Dabei brachte es die eigentümliche politische 
Lage der beiden Basler Halbkantone mit sich, daß die systemstreue Land- 
schaft von jedem Fortschritt der demokratischen Centralisation genau 
ebensoviel Vorteil als die Stadt Einbuße an Bedeutung und Selbständig- 
keit zu erwarten hatte. 

So stand Basel bei den politischen Stürmen der 1840er Jahre, welche 
der Begründung der heutigen Eidgenossenschaft unmittelbar vorangiengen, 
abseits mit sehr geteilten Sympathien und Befürchtungen: immer aufs 
neue vermittelnd und versöhnend, ohne doch schließlich die Lösung durch 
den Bruderkrieg verhindern zu können. Erst ganz zuletzt hat sich Basel 
auf den neuen Boden der schweizerischen Einheit gestellt, und der rasche, 
verhältnismäßig unblutige Verlauf des Sonderbundskrieges hat es in dieser 
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Haltung endgiltig bestärkt. Dann aber hat es auch in seinem Teile red- 
lich mitgeholfen an dem Ausbau und an der wohnlichen Einrichtung und 
Ausstattung des neuen Schweizerhauses. 

Im Ganzen war es jedoch weit weniger die Politik, welche Basel- 
Stadt von der Notwendigkeit der neuen Bundesinstitutionen überzeugte 
und es für dieselben gewann, als die wirtschaftliche Entwicklung, die 
zumal in einer so ausgesprochenen Handelsstadt den modernen freieren 
Anschauungen, der Beseitigung aller innern Schranken und Sonderrechte 
des Verkehrs, dem Zusammenschluß des ganzen Landes zu einem einheit- 
lichen Wirtschaftsgebiete, den Weg geebnet hat. Auf diesem Boden, in 
der Wirtschafts- und Verkehrspolitik, hat sich auch in Basel, und zwar 
früher und mächtiger, als in manchen der politisch fortschrittlichsten 
Kantone, die Einsicht in die Dringlichkeit und die unfehlbar segensreichen 
Folgen der Centralisation Bahn gebrochen. 

Diese realpolitischen Programmpunkte des neuen Bundes, die Her- 
stellung der Einheit im Post-, Zoll- und Münzwesen und als schwierigster 
von allen die neu auftauchende Eisenbahnfrage, bildeten neben der Or- 
ganisation des Bundesheeres die ersten und größten Aufgaben der neuen 
eidgenössischen Centralgewalt.e. Und hier waren es nun Basler, welche 
Punkt für Punkt als maßgebende Berater und Experten, als Organisatoren 
und bevollmächtigte Kommissäre des Bundesrates eine neue zweckmäßigere 
Ordnung der Dinge ins Werk setzen halfen. In dem mächtigen, schöpfe- 
rischen Vorwärtsdrängen jener Zeit höchstgespannten konstitutionellen und 
gesetzgeberischen Wollens und Vollbringens hat Basel-Stadt die Führung 
in politischen und militärischen Dingen den Staatsmännern und Feldherren 
der regenerierten Stände der Ost- und Westschweiz überlassen. In der 
schweizerischen Wirtschaftspolitik des neuen Bundes aber waren Basler 
die Meister im Rat und die Führer zum Fortschritt. 

So erklärt sichs, wenn am Abschluß eines langen, an politischer 
Erfahrung überreichen Lebens, Ende 1885, einer der gewiegtesten 
schweizerischen Staatsmänner des alten und des neuen Bundes die That- 
sache feststellt, daß kein Kanton auf die Entwicklung des schweizerischen 
Staatshaushaltes im XIX. Jahrhundert, und insonderheit auf den Ausbau 
des neuen Bundes, einen entscheidenderen Einfluß ausgeübt hat, als 
Basel-Stadt. 

In allgemein politischer Hinsicht schreibt er dies dem Umstande zu, 
daß Basel es je und je verstand, seine Bürger auf dem Wege der Kom- 
missionsberatungen des Kollegialsystems in ausgiebigem Maße zu den 
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Verwaltungs- und Staatsgeschäften heranzuziehen, so das Bewußtsein der 
Mitverantwortlichkeit für das gemeine Wohl in weiten Kreisen zu ver- 
breiten und seine Angehörigen für eine freie Bethätigung im Staate zu 
erziehen. Vor andern, durch politische Leidenschaften erregten Kantonen 
genoß zudem Basel den großen Vorzug, daß seine besten Kräfte nicht in 
fruchtlosem Parteigezänke sich aufrieben, sondern den Blick frei halten 
konnten für die Anforderungen der Zeit nach allen Richtungen. 

Für die Lösung der specifisch wirtschafts- und verkehrspolitischen 
Aufgaben des Bundes trat hinzu die ausgezeichnete Schulung im prak- 
tischen Verkehrsleben, welche Basel, wie wenig andere Städte, dank der 
Gunst seiner natürlichen Lage seinen Angehörigen darbot. Und wenn 
schon die Grenzlage eine beständige Aufforderung zur vergleichenden 
Prüfung der Fortschritte des Auslandes enthielt, so verband sich damit 
die strenge Geisteszucht der damals neu aufblühenden Hochschule und 
in Bezug auf die Wirtschaftspolitik ganz speciell die Wirksamkeit des 
Technologieprofessors Christoph Bernoulli, unstreitig des hervorragendsten 
schweizerischen Nationalökonomen des XIX. Jahrhunderts, dessen philo- 
technisches Institut eine große Zahl vornehmer, junger Basler durchlaufen 
haben und dessen akademische und populärwissenschaftliche Thätigkeit 
fort und fort die fruchtbarsten Anregungen gab. Der weite, klare Blick 
für die wirtschaftliche Entwicklung und ihre Anforderungen, die Gründ- 
lichkeit und sachliche Vertiefung in der Behandlung wirtschaftlicher Fragen 
teilte sich durch Christoph Bernoulli und seine Schüler auch weiteren 
Kreisen der Kaufmannschaft und der Bürgerschaft überhaupt mit. 

Endlich sind hier noch die mannigfachen Rivalitäten zwischen den 
verschiedenen schweizerischen Landesteilen in diesen, die materiellen 
Interessen der einzelnen Stände so nahe berührenden Fragen zu erwähnen. 
In vielen Fällen war Basel durch seine Lage abseits und durch seine 
friedliche und besonnene Eigenart in besonderm Maße zu unparteiischer 
Vermittlung berufen, entsprechend seiner historischen Aufgabe laut dem 
Bundesbriefe von 1501, zwischen uneinigen Eidgenossen zum Frieden 
zu raten. 


* 
Dem Gesagten gemäß bewegen sich die vier ersten der nachfolgen- 
den Skizzen auf dem Boden der Wirtschafts- und Verkehrspolitik. Nur 


der letzte Abschnitt betrifft die allgemeine Politik und das Militärwesen. 
Die sachliche Einteilung des Stoffes ergiebt sich aus der gänzlichen Ver- 
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schiedenheit der behandelten Gebiete, die Gruppierung der verschiedenen 
Kapitel um bestimmte Personen aus der dominierenden Bedeutung der 
letztern für die Lösung der betreffenden Fragen. 

Versagen müssen wir uns leider ein näheres Eingehen auf die Basler 
Staatsmänner und Wirtschaftspolitiker der alten Schule, die Bürgermeister 
J- R. Frey, Karl Burckhardt und Felix Sarasin, Ratsherr Bernhard Socin, 
Appellationsgerichtspräsident Georg Fürstenberger-DeBary und den tüch- 
tigsten von allen, Georg VonderMühll-Burckhardt, sowie auch auf die- 
jenigen Führer der neuen Richtung, welche, wie Dr. Karl Brenner und 
Jakob Heimlicher der ältere, weniger, oder, wie Wilhelm Klein, erst 
später zu eidgenössischer Bedeutung gelangt sind. 


DEBENEDIRKTSLAROCHE-STEHELIN, 
EIDGENÖSSISCHER GENERALPOSTDIREKTOR 1848 — 1849. 


Das erste große Gebiet schweizerischer Wirtschaftspolitik, auf 
welchem die neue Einheit des Landes ihre Verwirklichung finden sollte, 
war das Postwesen. 

Die Bedeutung der Post als öffentlicher Verkehrsanstalt wird in 
unsern Tagen teilweise in den Schatten gestellt durch die Konkurrenz 
des Telegraphen und des Telephons, sowie der Eisenbahnen. Um die 
Mitte des XIX. Jahrhunderts kannte man von alledem im Schweizerlande 
wenig oder nichts. Alles öffentliche Verkehrsinteresse konzentrierte sich 
fast ausschließlich auf das Postwesen, welches nicht nur in entlegenen 
Gebirgsgegenden, sondern auch im verkehrsreicheren Vorderlande die 
wichtigste, wo nicht die einzige regelmäßige Gelegenheit zur Personen- 
beförderung, sowie zum Transport von Briefen, Wertsachen und Paketen 
darbot. 

Wegen dieser großen Verkehrsbedeutung und zugleich wegen seiner 
Einträglichkeit für den Fiskus erfreute sich das Postwesen allenthalben 
der sorgfältigsten Pflege seitens der Regierungen und des Handelsstandes. 
Eifersüchtig wachten die Schweizerkantone über der Integrität und 
der möglichst ergiebigen Ausnutzung dieses Hoheitsrechtes. Ihre Post- 
kommissionen setzten sich je und je aus den fähigsten Vertretern der 
Kaufmannschaft der Kantonshauptstadt zusammen. 

Trotzdem litt das schweizerische Postwesen schwer unter der Zer- 
splitterung in 14—ı5 kantonale Postverwaltungen. «Meistens erstreckten 
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sich die ausgerechneten Tarife nicht weiter als bis zur Kantonsgrenze. 
Was darüber hinaus war, mußte am letzten Ausgangspunkte wieder neu 
taxiert werden. Die Taxen für einen einfachen Brief bewegten sich zwischen 
5 und 60 Rappen und waren für Hin- und Herweg nicht immer die 
gleichen.» Unter sich sowohl als mit den Grenzländern hatten die Kan- 
tone ein ungemein verwickeltes System von Postverträgen. 

Basel war durch seine vorzügliche Verkehrslage von jeher der 
Schlüssel zur Schweiz und ihr Hauptthor nach den wichtigsten Kultur- 
gebieten der alten und der neuen Welt gewesen. Seit der Trennung 
von der Landschaft stand die Basler Postkommission bis zu ihrem Auf- 
gehen in der Bundesverwaltung im Jahre 1849 unter dem Präsidium des 
ehrwürdigen Kauf- und Ratsherrn Bernhard Socin (1777—1854). Ihm 
verdankt Basel vor allem bessere Verbindungen mit Frankfurt (1834) und 
die Einrichtung einer täglichen Gotthardpost nach Mailand (1842). Es 
standen ihm dabei in den Vierziger Jahren hauptsächlich Georg Vonder- 
Mühll-Burckhardt, Achilles Bischoff und Benedikt LaRoche-Stehelin zur 
Seite, als Sekretär der Postkommission amtete der Basler Postdirektor 
Johannes Bernoulli. Vor allen andern trat mehr und mehr Benedikt 
LaRoche (1802—1876) durch seine ungemein rege und erfolgreiche 
Thätigkeit nach außen hervor. 

Aus der Realschule Christoph Bernoullis und aus einer großzügigen 
kaufmännischen Praxis in dem väterlichen Speditions- und Bankgeschäfte, 
dem er seit 1822 durch seine Tüchtigkeit und Energie bedeutenden Auf- 
schwung verliehen, verfügte LaRoche über eine seltene Beherrschung 
verkehrspolitischer Dinge. Persönlich war er eine aristokratische Natur 
von starkem Selbstbewußtsein, und auch äußerlich eine vornehme, männ- 
lich schöne Erscheinung von glänzendem Auftreten. Überall wußte er 
Eingang zu finden und verfügte daher über weitverbreitete Beziehungen 
in hohen und höchsten Kreisen des In- und Auslandes, auf die er sich 
viel zugute that und die er für seine Zwecke geschickt zu benutzen 
verstand. Von 1845 bis 1849 war er königlich niederländischer Konsul 
in Basel. In der Folge wurde er Offizier der französischen Ehrenlegion, 
und nur ungern verzichtete er, ausdrücklicher Aufforderung des Bundes- 
rates gemäss, auf hohe Auszeichnungen der sardinischen und der bel- 
gischen Krone. In jüngeren Jahren hat er sich auch militärisch hervor- 
gethan, als Chef und Reorganisator des baselstädtischen Kavalleriekorps. 

Sein erstes größeres Auftreten in öffentlichem Auftrag gegenüber 
dem Auslande fällt in die Jahre 1845 und 1846. Damals sandte ihn die 
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Basler Regierung auf Antrag der Postkommission nach Paris zur Ver- 
handlung eines neuen Postvertrags mit dem Ministerium Guizot. Es 
gelang ihm, namhafte Vorteile für den Verkehr zwischen Basel und Paris 
zu gewinnen, die der gesamten Schweiz zugute kamen und für die nach- 
folgenden Verträge der übrigen Kantone die Wege ebneten. Nach dem 
Zeugnis des Zürcher Delegierten Pestalozzi-Hirzel hat LaRoche «als De- 
putierter Basels der ganzen Schweiz, und zwar besser, als wenn er dazu 
beauftragt gewesen wäre, schöne postalische Vorteile errungen». Un- 
zweifelhaft gebühre in diesem Falle «die Ehre der neuen Eroberung dem 
konservativeren Basel». Die Basler Regierung anerkannte seine Ver- 
dienste durch die Widmung eines prächtigen Pokales, der zur Zeit in 
der Goldkammer des historischen Museums aufbewahrt wird. 

Nächst Frankreich war für die Schweiz das österreichische Post- 
gebiet von besonderer Bedeutung, und zwar nicht nur die östliche Linie 
über Feldkirch, sondern weit mehr noch die Gotthardstraße nach der 
damals österreichischen Lombardei und dem übrigen Italien. Zu dem 
Aufblühen des Gotthardverkehrs in jener Zeit hat nicht am wenigsten 
das österreichisch-französische Brieffelleisen beigetragen, das von Jahr zu 
Jahr immer gewichtiger anschwoll. 

Die letzten Zeiten der Tagsatzung werden daher in verkehrspoli- 
tischer Hinsicht beherrscht durch weitverzweigte Vorbereitungen zur Er- 
setzung der alten im Verkehr mit allen anderen Ländern längst über- 
holten Zürcher Postverträge mit Österreich vom 2ı. Juni 1816. In den 
Jahren 1843 und 1844 fanden in Zürich gemeinsame Postkonferenzen 
statt zur Anbahnung allgemeingültiger Taxen und Dienstordnungen in den 
künftigen Postverträgen der Kantone unter sich und mit dem Auslande. 
Namentlich Österreich gegenüber empfand man, neben den hohen dortigen 
Taxen, den 1816 ausbedungenen Gratistransit der österreichischen Post- 
felleisen, als schwere Benachteiligung. 

Hier beginnt nun die eigentliche eidgenössische Thätigkeit LaRoches. 

Da die Vereinbarung der Gotthardkantone vom April 1846 an dem 
systematischen Widerstande Luzerns gegen jede Konzession im gemein- 
samen Interesse scheiterte, berief die Basler Postkommission auf LaRoches 
Antrag im Jänner 1847 eine neue Konferenz jener Stände. Luzern und 
Uri leisteten der Einladung keine Folge. Die übrigen aber beschlossen, 
unverweilt voranzugehen. LaRoche wurde mit unbedingter Vollmacht 
der Kantone Tessin, Aargau, Solothurn und beider Basel zur Verhandlung 
eines neuen Postvertrages nach Wien abgeordnet. Gleiche Vollmachten 
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erhielt er durch die persönliche Verwendung Achilles Bischoffs von Bern 
und der gesamten Westschweiz. Die Ostschweiz bot gleichzeitig ihre 
gewiegtesten Diplomaten auf, St. Gallen den Landammann Jakob Baum- 
gartner, Zürich den Bürgermeister und spätern Bundespräsidenten Dr. Jonas 
Furrer, mit welchem LaRoche seitdem in dauernder Freundschaft ver- 
bunden blieb. Luzern delegierte nach Wien zur Wahrung seines beson- 
dern Standpunktes seinen Staatsschreiber Bernhard Meyer, Uri den Land- 
ammann Vincenz Müller. 

Vorläufige Verständigungsversuche LaRoches auf ein gemeinsames 
Vorgehen scheiterten an der herrschenden Spannung. Zur Abklärung 
ihrer Forderungen mußten die Delegierten in Wien erst von der Gegen- 
partei ersucht werden, ihre Wünsche und Absichten schriftlich zu formu- 
lieren, was LaRoche in so vorzüglicher Weise that, daß sein Programm 
vom 3. Mai den Verhandlungen zugrunde gelegt wurde. Punkt für Punkt 
drang er mit seinen Forderungen durch: der Frankaturzwang wurde ab- 
geschafft und die den reichsdeutschen Staaten bewilligte Halbierung der 
österreichischen Brieftaxen auch der Schweiz zugestanden. 

Die ganze zweite Hälfte der Verhandlungen, die Erwirkung einer 
Transitgebühr für die Briefbeförderung des Auslandes durch die Schweiz 
hatte LaRoche allein auszufechten. Auch hierin hatte er Erfolg und 
schließlich gelang es auch noch eine zehnjährige Dauer des neuen Ver- 
trages auszuwirken. Am 6. Juni 1847 wurde das Schlußprotokoll des 
Grundvertrages unterzeichnet und in den Tagen darauf die endlose Reihe 
der kantonalen Specialverträge gleichfalls bereinigt. 

Als die leitenden Gesichtspunkte und bestimmenden Verhaltungs- 
normen für LaRoches Vorgehen mögen hauptsächlich hervorgehoben 
werden: in erster Linie eine auffallend klare Erkenntnis davon, daß für 
das gesamte Verkehrsleben eine neue Zeit unabsehbaren Aufschwungs 
angebrochen und daß dieselbe erst in ihren Anfängen begriffen sei; sodann 
fürs Postwesen speciell die bestimmte Erwartung, daß die Verminderung 
der Taxen eine weit überwiegende Vermehrung der Korrespondenzen, 
somit anstatt einer vielerseits befürchteten finanziellen Einbuße eine Zu- 
nahme der Erträge herbeiführen müsse; und endlich ein umfassender, 
über die Kirchturmsinteressen der einzelnen Stände und Städte weit 
hinausgehender Blick, der ihn die eidgenössische Centralisation des Post- 
wesens nicht nur ahnen, sondern als reife Frucht der neuen Verkehrs- 
entwicklung mit Bestimmtheit erwarten und vorbereiten hieß. Überein- 
stimmend mit diesen seinen persönlichen Anschauungen und Neigungen 
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hatte LaRoche auch durch die Mannigfaltigkeit seiner Mandate Veran- 
lassung, einen höheren Standpunkt einzunehmen und die vielfach ausein- 
andergehenden Interessen der verschiedenen Landesteile versöhnend zu- 
sammenzufassen. Mehr als alle andern repräsentierte er daher Österreich 
gegenüber die Schweiz als Einheit. 

In die Heimat zurückgekehrt, legte LaRoche seinen Auftraggebern 
am 15. Juli in Bern Rechenschaft ab, und es fehlte nicht an Dankes- 
bezeugungen für seine ausgezeichnete Führung der Verhandlungen und 
für die bedeutenden Errungenschaften der neuen Verträge. 

Ablehnend verhielt sich wiederum einzig Luzern und im Zusammen- 
hang damit Zürich. Statt daß bis zum 15. August die allseitige Ratifi- 
kation erfolgt und das neue Regime am ı. Oktober 1847 in Kraft 
erwachsen wäre, fiel die ganze Sache vorerst den politischen Ereignissen 
jenes Herbstes zum Opfer. Nicht ohne wesentliche Mitschuld der Kabi- 
nette von Wien und Paris kam der Sonderbundskrieg zum Ausbruch. 
Seine sichere und rasche Erledigung bedeutete für die Kabinettspolitik 
eine schwere Niederlage und gab zugleich das Zeichen zu einem erneuten 
Auflodern republikanischer und nationalistischer Emanzipationsgelüste 
rings um die Grenzen der Schweiz. Wenn es nun auch den zähen per- 
sönlichen Bemühungen LaRoches im Februar 1848 endlich gelang, die 
neue Luzerner Regierung zur Ratifikation der Postverträge zu bewegen, 
so war dagegen in Wien von all dem Entgegenkommen, das die Schweizer 
Delegierten im Frühjahr 1847 daselbst gefunden hatten, jetzt nichts mehr 
zu verspüren. Unter dem Vorwande der oberitalischen Unruhen wurde 
der Austausch der Ratifikationen als unthunlich dargestellt und trotz aller 
 Rechargen immer weiter hinausgeschoben. 

In der Schweiz aber gedieh inzwischen als direkte Frucht der 
Niederwerfung des Sonderbundes die neue Bundeseinheit nur um so 
rascher zu ihrer vollen Reife. 

Auf dem Gebiete des Verkehrswesens lagen die Nachteile der kan- 
tonalen Zersplitterung und andererseits die Vorzüge der Centralisation, 
die Beseitigung der zahllosen interkantonalen Reibflächen, die große Be- 
triebsersparnis und Vereinfachung des Dienstes, am greifbarsten zu tage. 
Ein Widerspruch dagegen konnte nicht mehr aufkommen. Allgemein 
erwartete man vielmehr als nächste Wohlthat bundesstaatlicher W irtschafts- 
politik die Einheit im Postwesen, wie man sie an dem Beispiel Frank- 
reichs und Österreichs, Bayerns und Badens, sowie des großdeutschen 
Postgebietes von Thurn und Taxis vor Augen hatte. Auf diesem Boden 


ersehnten und forderten Volk und Kantone mit seltenem Einmut die 
sofortige Durchführung der Centralisation, umsomehr als dabei wenigstens 
finanziell niemand zu verlieren hatte, indem der Reinertrag aus der Post- 
verwaltung des Bundes in der Hauptsache ganz zur Verteilung an die 
Kantone gelangte. 

Nachdem daher die Bundesverfassung am 12. September 1848 in 
Kraft erwachsen und die erste Bestellung des National- und des Stände- 
rates erfolgt war, beschloß die Bundesversammlung schon in ihrer ersten 
Tagung unterm 24. und 28. November 1848 die Übernahme der Posten 
im ganzen Umfange der Schweiz auf Rechnung des Bundes vom ı. Januar _ 
1849 an, vorläufig noch mit den Einrichtungen und dem Personal der 
bisherigen kantonalen Verwaltungen. 

Da war also kein Augenblick mehr zu verlieren. Am gleichen 
28. November nahm der Bundesrat seine erste Geschäftsverteilung vor, 
wobei das Post- und Baudepartement dem Vertreter St. Gallens, Naeff, 
zufel. Und schon zwei Tage darauf wurde zur Wahl eines eidgenössi- 
schen Generalpostdirektors zunächst für die Zeit des Provisoriums bis zur 
Durchführung der Centralisation geschritten. Nächst der Kanzlerwürde, 
deren Inhaber, Schieß, als rocher de bronze aus der letzten Zeit der 
Tagsatzung in die neue Ordnung der Dinge übergieng, war dieser Posten 
die früheste Oberbeamtung der neuen Bundesverwaltung. 

Im Schoße des Bundesrates kamen dafür in Vorschlag Benedikt 
LaRoche-Stehelin von Basel und Regierungs- und Nationalrat Dr. Erpf 
aus St. Gallen. Gewählt wurde LaRoche. 

Erst nach reiflicher Erwägung und wahrscheinlich auf warme Ver- 
wendung von Achilles Bischoff hin nahm er am 9. Dezember die Wahl 
an. Bis zu seinem Amtsantritt am 6. Januar 1849 berief Naeff als pro- 
visorischen Sekretär des Postdepartements den tüchtigsten schweizerischen 
Postbeamten, Postdirektor Alexander Steinhäuslin von Aarau, zur Erledi- 
gung der laufenden Geschäfte mit den Kantonen und zu den Vorarbeiten 
für die Organisationskommission, bestehend aus Herzog-Herosee von Aarau 
und Dr. Erpf, welche am 9. Januar unmittelbar nach dem Eintreffen 
LaRoches in Bern ihre Beratungen begann. Während der Monate 
Januar und Februar 1849 mußte sich LaRoche in der Hauptsache darauf 
beschränken, an den Arbeiten dieser Kommission teilzunehmen und die 
laufenden Geschäfte zu erledigen. Aber sofort nach dem Schlusse dieser 
Beratungen legt er unterm 28. Februar, anknüpfend an einen etwas eng 
bemessenen Vorschlag Naeffs vom 12./16. Februar für das provisorische 
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Personal der Generalpostdirektion seine Ansichten und Anträge über 
den zu befolgenden Geschäftsgang und die Arbeitseinteilung dar: 

«Das Schweizervolk erwartet von der Centralisation der Posten wirk- 
liche Verbesserungen. Die Nachteile, welche die Kantone erleiden mögen, 
müssen ausgeglichen werden durch größere Vorteile, deren Umfang das 
Volk zu erkennen vermag.» Dazu sei eine sofortige gute Organisation 
nötig. «Es darf nichts übereilt werden, aber es muß in einer gegebenen 
Zeit vieles und sehr verschiedenartiges ins Werk gesetzt werden, wenn 
man den gerechten Ansprüchen und Erwartungen des Volkes genügen 
und sich nicht der Gefahr zahlloser Reklamationen und Angriffe und dem 
Abtrotzen notwendiger Verbesserungen aussetzen will.» 

Dem Generalpostdirektor sei durch den ÖOrganisationsentwurf die 
Leitung des ganzen Postwesens in allen seinen Zweigen übertragen. 
Solange er daher diese Stelle bekleide, habe er auch die Verantwortlich- 
keit dafür, und dazu sei erforderlich, daß er die nötige Hilfe erhalte und 
ihm überlassen werde, die Arbeit in sichere Hände zu verteilen. 

Als die drei Hauptpunkte, auf welche die Bundesbehörde zunächst 
und zwar gleichzeitig ihr Augenmerk zu richten haben werde, bezeichnet 
er: ı. die Ermäßigung der Posttaxen, welche keinerlei Schwierigkeit 
verursachen werde; 2. eine zeitgemäße Ordnung der Beziehungen zum 
Auslande, an welches die Schweiz bisher einen viel zu hohen Jahrestribut 
für Briefporto etc. entrichtet habe. Die Unterhandlungen darüber be- 
trachtet er als seine Specialität; 3. die notwendigen Verbesserungen im 
Kurswesen und in den Posteinrichtungen überhaupt. In erster Linie 
seien die vielen mißbräuchlichen Umleitungen und Verzögerungen, welche 
durch kantonale Sonderinteressen herbeigeführt würden, zu beseitigen. 
Dieses Gebiet liege dem Volke am nächsten vor Augen und berühre die 
lokalen Interessen am direktesten. Hier werden daher zunächst die meisten 
Verbesserungen erwartet. 

Sodann legt LaRoche einen umfassenden Plan für die Organisation 
und die Arbeitseinteilung der Generaldirektion vor. Er empfiehlt eine 
Dreiteilung in ı. die eigentliche Direktion, 2. das Rechnungswesen, 
3. das Kurswesen. Die Vorschläge, die er für die Besetzung der einzelnen 
Stellen daran knüpfte, beweisen jedenfalls, daß er seine Leute auszulesen 
und einen Jeden an seinen Posten zu stellen verstand. Während für die 
zweite Abteilung vorläufig nur provisorisch gesorgt zu werden braucht, 
will er an die Spitze der dritten keinen Geringeren als den Bündner 
Altbundespräsidenten und Nationalrat Bavier gestellt sehen und demselben 
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die Traininspektoren Schweizer aus Zürich und Emery aus Lausanne 
beigeben. Für sich selbst (Abteilung I) legt er besonderes Gewicht auf 
die Hilfe der drei Postdirektoren von Aarau, Zürich und Basel. Stein- 
häuslin und Bernoulli kennen wir bereits. Der uralte und «erfahrene 
Herr Generalpostdirektor Schweizer» von Zürich werde gleichfalls wesent- 
liche Dienste leisten können. Bernoulli besitze ausgezeichnete Kenntnisse 
über den eigentlichen Postmechanismus und werde sich hauptsächlich 
mit den darauf bezüglichen Anordnungen, Instruktionen und Formularen 
für Komptabilität und Manipulation zu befassen haben. Mit besonderm 
Nachdruck fordert er schließlich bessere und geräumigere Lokalitäten. 

Im Allgemeinen betont er mit großer Wärme, daß auf die richtige 
Einleitung der centralen Organisation alles ankomme und daß dazu die 
Mitwirkung der berufensten Fachmänner durchaus erforderlich sei. Es 
wäre ganz falsch, hier an den Kapacitäten oder an den Mitteln sparen 
zu wollen. 

Der Bundesrat hat diesen Anträgen im Ganzen teils direkt, teils 
nach nochmaliger Erdauerung zwischen Naeff und LaRoche entsprochen. 
Doch liegen schon hier die Keime zu LaRoches baldigem Rücktritt klar zu 
Tage in dem Zwiespalt zwischen den weitausholenden Dispositionen und 
largen Gepflogenheiten des Basler Grandseigneurs und der im Bundesrate 
damals noch allgemeinen Tendenz auf republikanische Einfachheit und 
thunlichste Sparsamkeit, welche gleichzeitig zum Beispiel in der Fest- 
setzung der Gehälter der Zollverwaltung entgegen den Anträgen des 
Departementchefs Frei-Herosee noch viel stärker hervortrat. Auch mag 
das verschieden geartete Naturell der beiden Hauptbeteiligten kein rechtes 
Zusammenwirken haben aufkommen lassen. LaRoche, im Vollgefühl 
seiner Stellung und Verantwortung, und ohnehin mehr an ministerielles 
Auftreten und Disponieren gewohnt, glaubte sich auf seinem Posten all- 
zusehr beengt, mitunter auch geradezu von Naeff konterkarriert, und er 
war nicht der Mann, sich von irgend einer Seite nahe treten zu lassen. 
Für die scheinbar unbedeutendsten Abänderungen an seinen sichern und 
gemessenen Verfügungen war er außerordentlich empfindlich. 

In den Monaten April bis Juni 1849 sah sich der Bundesrat veran- 
laßt, verschiedene von ihm getroffene Maßnahmen zu sistieren oder abzu- 
ändern, was LaRoche bereits so auffaßte, als wolle man sein Ansehen 
untergraben und ihn verdrängen, nachdem er seine Stellung «seit einem 
halben Jahre mit großer Aufopferung aus bloßer Vaterlandsliebe und 
Pflichtgefühl versehen habe». «Ich würde keinen Augenblick anstehen, 
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dem Wunsche des Bundesrates durch sofortige Einreichung meiner Ent- 
lassung zuvorzukommen. » 

Inzwischen hatten die drei Postgrundgesetze, an denen LaRoche 
mitgewirkt hatte und deren Grundzüge in der ganzen seither erfolgten 
Verkehrsentwicklung nur um so fester sich bewährt haben, die Sanktion 
der Bundesversammlung erhalten, und jetzt schritt der Bundesrat zur 
Ausschreibung der als notwendig anerkannten definitiven Beamtungen der 
Centralpostverwaltung. 

Der Inhalt dieser Publikation wurde für LaRoches Rücktritt ent- 
scheidend. Am 18. Juli gab er an Bundesrat Naeff die Erklärung ab, 
daß er sich in einigen wesentlichen Punkten weder mit der Zahl der 
Beamten, noch mit dem Ausmaß der Besoldungen befreunden könne, und 
am Tage darauf reichte er dem Bundesrate seine Entlassung ein, mit dem 
Beifügen, es werde ihn stets freuen, wenn er auch in der Folge seinem 
Vaterlande in diesem Fache, für welches er mit dem lebhaftesten Interesse 
erfüllt sei, einige Dienste leisten könne. Darauf reiste er nach Basel ab, 
von wo aus er die Geschäfte der Generalpostdirektion vorläufig weiter 
besorgte, und einer Aufforderung Naeffs Folge gebend, seine Ansichten 
noch einmal offen und unumwunden in einem einläßlichen Berichte vom 
30. Juli 1849 niederlegte. 

Nach eingehender Kritik an den wichtigeren Gehaltsansätzen faßt er 
seine Ansicht dahin zusammen, daß eine wohlfeile Administration nicht 
immer vom guten sei. Die eidgenössische Postverwaltung sei erst im 
Entstehen begriffen und müsse sich entwickeln können. Das sei aber 
nicht möglich, wenn sie in ihrem Personalbedarf, in ihrem Materialbudget 
und in den Krediten für Verbesserung und Vermehrung der Postkurse 
zu sehr beengt sei. Sonst werden die erwarteten schönen Früchte der 
Centralisation großenteils ausbleiben. Auch der Ertrag der Post werde 
nicht nur durch äußere Umstände, wie Naeff anzunehmen schien, sondern 
wesentlich auch durch die Qualität und die Leistungen der Verwaltung 
bestimmt. 

Mit diesem Gutachten beschloß LaRoche seine Wirksamkeit als eid- 
genössischer Generalpostdirektor. Da sich zu seinem Posten aus begreif- 
lichen Gründen niemand gemeldet hatte, blieb derselbe hinfort unbesetzt. 
Bundesrat Naeff selbst führte mit Dr. Erpf als Experten, und nach dessen 
baldigem Tode mit Steinhäuslin als Oberpostsekretär die Geschäfte 
der Generalpostdirektion weiter. Erst nach Steinhäuslins Abgang im 
Jahre 1872 wurde das Amt eines eidgenössischen Oberpostdirektors 
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neuerdings wieder besetzt durch den nachmaligen Weltpostdirektor 
Edmund Höhn. 


Indessen war LaRoches Thätigkeit für das schweizerische Postwesen 
mit seinem Rücktritt von der Generalpostdirektion keineswegs erschöpft. 
Wenn der Bundesrat den aristokratischen Allüren LaRoches die Herr- 
schaft in der Bundesverwaltung versagte, so wußte er andrerseits doch 
auch die specifischen persönlichen Qualitäten seines Generalpostdirektors 
sehr wohl zu schätzen und im Dienste des Landes zu verwerten. Speciell 
im Abschluß von Postverträgen hat es LaRoche zu einer förmlichen Vir- 
tuosität gebracht. Noch als Generalpostdirektor hatte er die Genug- 
thuung, nach zweijährigem Verzuge im Auftrag des Bundesrates den 
Austausch der Ratifikationen zu dem nunmehr auf den Namen der Eid- 
genossenschaft lautenden Postvertrage von 1847 mit dem österreichischen 
Geschäftsträger Odelga in Bern zu vollziehen. Am 31. Juli 1849, dem 
Tage seiner Entlassung, trat dieser erste Postvertrag der geeinten Schweiz 
mit dem Ausland in Kraft. 

In dem ehrenvollen Abschied, den ihm der Bundesrat mit gleichem 
Datum erteilte, wurde das Anerbieten LaRoches zu weiteren Diensten 
fürs eidgenössische Postwesen dankend angenommen und wenige Tage 
darauf, unterm 4. August 1849, ernannte und beglaubigte ihn der 
Bundesrat als eidgenössischen Kommissär für die Verhandlungen aller 
übrigen Postverträge mit dem Auslande, in der Meinung, daß er nach- 
einander mit den Postverwaltungen der Grenzländer Frankreich, Baden, 
Bayern, Sardinien und mit derjenigen von Thurn und Taxis in Verbindung 
treten sollte. 

Die ersten Monate nach seiner Heimkehr aus Bern war LaRoche 
vermutlich durch geschäftliche Angelegenheiten stark in Anspruch ge- 
nommen. Als er dann seinem neuen Auftrage näher trat, wuchs ihm 
derselbe bald weit über das ursprünglich vorgesehene Maß hinaus, haupt- 
sächlich dadurch, daß er im Gegensatz zu der bisherigen Übung die 
Überzeugung gewann, daß für die Schweiz weit mehr zu erreichen sei, 
wenn auch mit den nichtangrenzenden Ländern der direkte Briefschluß 
vereinbart werden könnte. 

Von Paris, wo er im Oktober 1849 die ersten Verhandlungen be- 
gann, um sie schon nach wenigen Wochen zu gutem Ende zu führen, 
begab er sich deßhalb nach Brüssel und schloß daselbst unterm ı2. No- 


vember den ersten Postvertrag der Schweiz mit Belgien ab. Die Kor- 
respondenz mit England wurde im französischen Vertrage, diejenige mit 
Holland, soweit sie nicht über preußisches Gebiet gieng, in dem mit 
Belgien geregelt. 

Anfangs 1850 folgten zunächst briefliche Verhandlungen mit Preußen 
und Sachsen über direkte Verträge. Die meiste Zeit und Mühe aber 
nahmen im Laufe des Jahres die persönlichen Verhandlungen LaRoches 
in Turin mit Sardinien und in Bern mit dem spanischen Bevollmächtigten, 
Ritter von Nebiet, in Anspruch, welche am 2. November, beziehungsweise 
am 2t. Oktober gleichen Jahres zum Abschluß von Verträgen mit diesen 
Ländern führten. Nebenher liefen neue Verhandlungen mit Österreich 
zur Ergänzung des Vertrages von 1847/49 und solche mit den süd- 
deutschen Postverwaltungen und derjenigen von Thurn und Taxis, welche 
bis anhin wie Schaffhausen, so auch Württemberg umfaßt hatte. Aber 
auch in Berlin und in Dresden setzte man große Erwartungen auf 
LaRoches Thätigkeit und verhieß ihm das weitgehendste Entgegen- 
kommen. DBezeichnend dafür ist ein Brief des schweizerischen General- 
konsuls Hirzel in Leipzig vom 21. Januar 1850, der in seiner etwas über- 
schwänglichen und zugleich derb polternden Art u. a. schreibt: «Sie 
müssen durchaus auch die Augiasställe in Deutschland, deren sich im 
Postwesen soviele vorfinden, reinigen, gleichwie Sie dies mit so vielem 
Erfolg für unser Vaterland und auch anderwärts gethan.» LaRoche ver- 
schob jedoch diese Verhandlungen bis nach völliger Erledigung der Ver- 
träge mit den romanischen Ländern. 

Inzwischen glaubte er immer deutlicher inne zu werden, daß der 
Bundesrat, insonderheit sein früherer Departementschef Naeff den von 
ihm beantragten Anordnungen nicht prompt oder nicht exakt genug 
Nachachtung verschaffte, überhaupt seinen Mitteilungen nicht das in 
seinen Augen gehörige Gewicht beilegte. Trotz gelegentlicher Be- 
'schwichtigung dieser Bedenken durch Dr. Furrer wuchs die Kluft doch 
immer weiter, und als der Bundesrat ihn im Frühling 1851 wegen der 
Annahme eines sardinischen Ordens zur Rede stellte, vollzog LaRoche 
endgültig den Riß, indem er sich weigerte, weitere Verhandlungen in 
Postangelegenheiten mit dem Auslande zu übernehmen. Es handelte sich 
damals um den Postvertrag mit Thurn und Taxis, dessen Abschluß dann 
seinem Freunde Achilles Bischoff übertragen wurde. 
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Durch seine Wirksamkeit fürs eidgenössische Postwesen nach innen 
und nach außen hat Benedikt LaRoche dem Lande unzweifelhaft große 
Dienste geleistet. Überall hat er den Verkehr von überlebten Formen 
und lästigen Fesseln befreit und dem Grundsatze Geltung verschafft, daß 
die Postanstalten in erster Linie dem Verkehr zu dienen und ihren Ertrag 
durch Erleichterung und Mehrung desselben, nicht aber durch seine fis- 
kalische Belastung zu suchen haben. Der gewaltige Verkehrsaufschwung 
seit jener Zeit hat ihm darin vollkommen Recht gegeben. 

Die heimatlichen Funktionen LaRoches als Basler Ratsherr seit 
1853, als Präsident des Handelskollegiums und Mitglied des Staatskolle- 
giums, fallen als nicht eidgenössischer Natur außerhalb des Rahmens dieser 
Darstellung. 


Il: DIE ZOLLABLÖSUNG 
DURCH. - NATIONALRAT ACHIELESZP IL IDEE 


Viel bekannter als die Verdienste Benedikt LaRoches sind diejenigen 
seines älteren Fachgenossen und Freundes Achilles Bischoff um die wirt- 
schaftliche Einigung der Schweiz, insonderheit um die Zollablösung von 
den Kantonen. 

Wenn die aristokratische Natur LaRoches dessen eidgenössische 
Wirksamkeit hauptsächlich den ausländischen Verwaltungen gegenüber 
zur Geltung kommen ließ, dagegen nach Innen an der thatsächlichen 
Herrschaft der demokratischen Ideen in der Schweiz ihre notwendige 
Schranke fand, so war es dagegen Achilles Bischoff (1795— 1867) gegeben, 
allen Verhältnissen zu Stadt und Land, bei Hoch und Nieder mit gleicher 
Leichtigkeit und Sicherheit gerecht zu werden und mühelos sich anzu- 
passen. Mit seiner überlegenen Geisteskraft, seinem stets schlagfertigen 
und überzeugungskräftisen Worte, seiner bezwingenden Liebenswürdig- 
keit, seinem unverwüstlichen Humor und seiner sehr weitgehenden Freiheit 
von jedem Vorurteil war der joviale Basler Ratsherr nicht nur in der 
Bundesstadt und in der ersten Bundesversammlung, sondern vorher schon 
durch seine vielen Reisen in öffentlichem Auftrag im ganzen Lande umher 
eine der bekanntesten und populärsten Figuren unter den damaligen 
schweizerischen Staatsmännern. 

Wenn daher der Bundesrat die heikelste aller Aufgaben des neuen 
Bundes, die finanzielle Fundierung des schweizerischen Bundesstaates auf 
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den Ertrag der neuen eidgenössischen Grenzzölle, gerade ihm über- 
trug, so geschah dies nicht allein in Würdigung seiner großen Rutine 
in Geld- und Geschäftsangelegenheiten, sondern auch in der richtigen 
Erkenntnis, daß zum Loskauf der einträglichsten fiskalischen Hoheits- 
rechte der Kantone mehr als das gehörte, daß dazu ein außerordent- 
liches Maß rein menschlicher Eigenschaften erforderlich war, die sich 
in dem gewinnenden Wesen dieses Mannes in seltener Weise vereinigt 
fanden. 

In Basel geboren und erzogen, hatte Achilles Bischoff vom zwan- 
zigsten bis zum sechsundvierzigsten Lebensjahr als Kaufmann und Tuch- 
fabrikant in Italien (Livorno und Como) gelebt, um alsdann, nach 
Basel zurückgekehrt, eine ausgedehnte öffentliche Wirksamkeit zu ent- 
falten. Schon von Como aus hatte er die beginnende Umwälzung im 
schweizerischen Verkehrswesen lebhaft verfolgt und bei den zürcherischen 
Eisenbahnbestrebungen am Ende der Dreißiger Jahre mitgemacht. Mit 
J. J. Speiser und Karl Geigy war er bei der Gründung der Bank in 
Basel beteilist. Als Mitglied der Eisenbahnkommission nahm er an den 
schwierigen Unterhandlungen betreffend die Einmündung der elsässischen 
und der badischen Bahnlinien nach Basel teil. Das Arrangement der 
Eröffnungsfeier des französischen Bahnhofs am ıı. Dezember 1845 war 
sein persönlichstes Werk, und donnernden Beifall fand bei diesem Anlaß 
sein Trinkspruch auf die Einheit im schweizerischen Eisenbahnwesen. 
Selbstverständlich, daß er auch bei den ersten Anläufen zur Gründung 
der schweizerischen Centralbahn dabei war. In der Postkommission fand 
sein lebendiger Thatendrang in zahllosen Missionen und Verhandlungen 
im In- und Auslande Gelegenheit, sich zu üben, wobei ihm seine intime 
Kenntnis italienischer Sprache und Volksart trefflich zu statten kam. 
Auch im Handelskollegium entfaltete er eine rege Thätigkeit. In der 
kurzen Zeit seiner öffentlichen Wirksamkeit von 1840— 1852 gelangte er 
rasch zu großem Einfluß. 1846 war er eines der Häupter jener Mittel- 
partei, welche damals, über alte Kränkungen und neuere Ausschrei- 
tungen der schweizerischen Fortschrittspartei hinweg, die Verhältnisse 
so nahm, wie sie nun einmal lagen, und auf dem Boden eidgenössischer 
Realpolitik auch für Basel-Stadt festen Fuß zu fassen suchte. Bei der 
Durchführung der neuen Basler Verfassung wurde er Mitglied der Re- 
gierung, und als es nach Annahme der Bundesverfassung galt, einen — 
nach der damaligen Volkszahl von 26—30,000 Seelen den einzigen — 
Vertreter von Basel-Stadt für den neu begründeten Nationalrat zu be- 
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zeichnen, wurde Achilles Bischoff zu dieser damals um so viel wich- 
tigeren und verantwortungsvolleren Stellung auserkoren. 

Auch in diesem weiteren Wirkungskreise verschaffte ihm seine 
Tüchtigkeit und Sachkenntnis sofort den größten Einfluß. Mehrfach ist 
er mit seiner Familie für längere Zeit ganz nach Bern übergesiedelt. 

Allzufrüh hat dann im Dezember 1852, mitten aus einer Sitzung des 
Centralbahnkomites heraus, ein Schlaganfall, von dem er sich nie mehr 
ganz erholte, seinem öffentlichen Wirken, und ganz speciell seiner glän- 
zenden Beredsamkeit durch eine Zungenlähmung ein plötzliches, unerbitt- 
liches Ende bereitet. Im Nationalrat trat an seine Stelle auf 22 Jahre 
hinaus der bisherige Vertreter Basels im Ständerat, Oberst J. J. Stehlin, 
der seinerseits im Ständerat ersetzt wurde durch Rudolf Merian und 
Anfangs 1855 durch August Stähelin-Brunner. — Bis an sein Ende 
im Jahre 1867 hat Achilles Bischoff allen öffentlichen Dingen sein Inter- 
esse bewahrt, ohne jedoch mehr selbstthätig in dieselben eingreifen zu 
können. Eine um so größere Fülle erfolgreichen Schaffens drängt sich 
in die wenigen Jahre seiner eidgenössischen Thätigkeit zusammen. Wir 
können daraus an dieser Stelle nur zwei der wichtigeren Seiten be- 
leuchten. 

Dem Gegenstand des vorigen Abschnittes schließt sich am engsten 
an die Mitwirkung Achilles Bischoffs bei der Ordnung des schweizerischen 
Postwesens, namentlich beim Abschluß der deutschen Postverträge, deren 
Fortführung ihm nach der Ablehnung Benedikt LaRoches im Frühjahr 
1851 zufiel.e. Die Annahme dieses Mandates wurde ihm zwar, seines 
persönlichen Verhältnisses zu LaRoche wegen, nicht leicht. Doch über- 
wand er seine Bedenken und führte den Auftrag, der sich zunächst nur 
auf Verhandlungen mit Thurn und Taxis bezogen hatte, in viel weiterem 
Umfang aus. Unterm 23. April 1852 brachte er einen allgemeinen Post- 
vertrag der Schweiz mit den Staaten des deutsch-österreichischen Post- 
vereins und im Anschluß daran Separatverträge mit den einzelnen Gliedern . 
dieses Postvereins, Österreich, Bayern und Württemberg, Thurn und 
Taxis und Baden, zum glücklichen Abschluß, welche probeweise schon 
im Oktober gleichen Jahres in Kraft traten und in der Folge mit einigen 
Modifikationen allseitig ratificiert wurden. 

Noch hervorragender als im Postwesen hat sich Achilles Bischoff an 
der Durchführung der Zollhoheit des Bundes beteiligt. 

Durch die Gründung des deutschen Zollvereins sah sich die Schweiz 
seit Mitte der Dreißiger Jahre noch mehr als bis dahin vor die zwingende 
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Notwendigkeit gestellt, sich von der selbstmörderischen Last ihres er- 
drückenden Binnenzollpanzers zu befreien und sich zu einem einheitlichen 
Wirtschaftsgebiete zusammenzuschließen. 

Nach vergeblichen Anregungen Zürichs an der Tagsatzung von 1838 
und 1840 gieng Bern mit dem Beispiel voran, indem es mit Aargau, 
Solothurn und beiden Basel Fühlung suchte zur Bildung eines Zollvereins. 
Basel verhielt sich ablehnend, da die Kumulierung der bisherigen Binnen- 
zölle an der Grenze seiner Bevölkerung eine empfindliche Konsumver- 
teuerung bringen und seinem blühenden Zwischenhandel einen argen 
Hemmschuh anlegen mußte. Baselland konnte in diesem Punkte nicht 
ohne die Stadt handeln. Zwischen den drei andern Kantonen gedieh das 
Projekt nach fünfjährigen Verhandlungen zur Reife, und als es anfangs 
1847 der Tagsatzung zur Genehmigung angekündigt wurde, zeigte auch 
die Ostschweiz Geneigtheit zum Anschluß. 

Das führte zu der denkwürdigen Aarauer Zollkonferenz vom 27. Sep- 
tember 1847, an der sich die Basler Regierung, trotz den schweren Be- 
denken ihrer Kaufhauskommission und ihres Handelskollegiums (Referent 
VonderMühll), durch Achilles Bischoff vertreten ließ. Soviel sich aus dem 
schlecht redigierten Protokoll dieser Verhandlungen ersehen lässt, hat 
Achilles Bischoff daselbst für möglichst niedrige Zölle plädiert und infolge 
dessen gegen die Abschaffung der Weggelder, die um so höhere Grenz- 
zölle zur Folge gehabt hätte, gesprochen, inbetreff der Beseitigung der 
Ohmgelder aber das Protokoll offen gehalten. 

Obgleich mit dieser Konferenz eine Einigung noch nicht erzielt war, 
trug sie doch viel zur Abklärung der Lage bei. Zunächst wurde zwar 
der Fortgang der Arbeiten gehemmt durch den Ausbruch des Sonder- 
bundskrieges. Unmittelbar nachher aber lud Bern unterm 23. Februar 
1848 die beteiligten Kantone auftragsgemäß zur Mitteilung ihrer Zoll- 
einnahmen in den Jahren 1840— 1844, eventuell bis 1846 ein. Von Seite 
Basels wurden diese Angaben namens der Kaufhauskommission durch 
die Ratsherren Karl Geigy und Achilles Bischoff für die Jahre 1840 bis 
1847 besorgt. Dieses Material hat dann, neben den Arbeiten der Revi- 
sionskommission in Zoll- und Handelsfragen, die Grundlage für das ganze 
weitere Vorgehen gebildet. 

Im Bundesrate kam die Zollfrage sofort nach den ersten Postver- 
fügungen (s. 0. S. 166) am 6. Dezember 1848 zur Sprache. Der Vorsteher 
des Handels- und Zolldepartements, Bundesrat Frei-Herosee von Aarau, 
konnte direkt an die Aarauer Konferenz anknüpfen. Seinem Antrage 
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gemäß wurde eine Kommission bestellt, die unter seiner Leitung die 
grundlegenden Vorschläge zur Durchführung der schweizerischen Zoll- 
einheit vorzubereiten hatte. Ihre Hauptaufgaben waren die Organisation 
des Zollwesens, die Aufstellung und Instruktion der erforderlichen Auf- 
sichts- und Rechnungsbeamten, die Bestimmung der Grenzbureaux, die 
Festsetzung eines Zolltarifs, sowie die Untersuchung der Frage, welche 
von der Tagsatzung anerkannten Gebühren der Kantone fortbestehen 
dürfen und wie lange. Die Kommission wurde bestellt aus Christian 
Beyel von Zürich, Regierungsrat Dr. Schneider von Bern (beziehungs- 
weise nach dessen Absage Oberst Anderegg von St. Gallen), Zollintendant 
LaHarpe von Lausanne und Achilles Bischoff. Der letztere wurde für 
das Handels- und Zolldepartement in dieser wie in vielen anderen Fragen 
der maßgebendste Berater, zeitweise geradezu die Seele desselben. Im 
Einzelnen lässt sich sein Anteil an der Vorbereitung der Zollgesetzgebung 
kaum mehr umgrenzen. Zweifellos war aber nach dem Worte Andreas 
Heuslers d. ä. «die Organisation des eidgenössischen Zollwesens großen- 
teils sein Werk». An dem Kampf um den Zolltarif war Achilles Bischoff 
aufs persönlichste engagiert durch einen der Vorlage des Bundesrates 
diametral entgegengesetzten, sehr niedrigen Tarifentwurf, den er mit Re- 
gierungsrat Schneider von Bern verfaßt hatte und der in den Verhand- 
lungen der Bundesversammlung seinen Namen trug. Angenommen wurde 
ein Vermittlungsvorschlag. 

Die schwierigste Aufgabe, die seiner harrte, war indessen die Ab- 
findung der Kantone für den Entgang ihrer Zollhoheit durch die Aufhebung 
aller innern Zölle und die Beseitigung der verbindlichen Kaufhaus-, Weg- 
und Brückengelder. 

Die vier Batzen pro Kopf, welche Artikel 26 der Bundesverfassung 
jedem Kanton vorweg aus dem Ertrage der künftigen eidgenössischen 
Grenzzölle zusprach, reichten nur bei sechs ganzen und drei bis vier 
halben Kantonen zur vollständigen Deckung ihrer finanziellen Einbuße 
hin. Bei allen übrigen war der durchschnittliche Zollertrag der fünf norm- 
gebenden Jahre 1842—1846 höher. Mit diesen zwölf ganzen und zwei 
halben Kantonen war nun eine Verständigung über das Ausmaß ihrer 
jährlichen Zollentschädigung durch den Bund herbeizuführen, und unserm 
Achilles Bischoff fiel die Aufgabe zu, diese Summen zu beidseitiger Zu- 
friedenheit zu vereinbaren. 

Über das Einzelne mag in übersichtlicher Form die nachfolgende 
Tabelle orientieren, welche zugleich die schließlich ausbedungenen Betreff- 
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nisse der Zollentschädigung, wie sie mit geringen Abweichungen bis zu 
ihrer vollständigen Beseitigung durch die Verfassungsrevision von 1874 
zu Recht bestanden, aufweist. 


I 2 3 4 5 

Volkszahl mal Zollertrag Definitive Zoll- 

Kantone. im Jahre 4 Batzen 1842-46 entschädigung, jährlich 

1838. — 1, EN Erta. W. ErrauW. 
Re ...0..0 231,876 92,630 ca. 25,000 92,630. 40 
Besen... .2,407,913 163,165 211,407 175,000. — 
ERBE 0, 22 124,821 49,808 ca. 19,000 49,808. 40 
E10 SR 13,819 5,408 64,655 54,000. — 
Bacher 40,650 16,260 ca. 8,006 16,260. — 
* Obwalden . . 12,368 4,947 4,947. 20 
* Nidwalden . . 10,203 at nn IR 20 
EGarUssu 238. 29,348 10.1391 ca. 500 11,739. 20 
ZONEN EN. 15,322 0,1292 ca: 6,000 6,128. 80 
Freipurer: 5.4: 91,145 36,458 45,830 37,000. — 
Solothurn... » 63,196 28,278 34,897 32,000. — 
Basel-Stadt . . 24,321 9,728 114,263 104,000. — 
Basel-Land . . 41,103 16,441 46,872 45,400. — 
Schaffhausen . 32,582 13,033 50,828 46,000. — 
* Appenzell A.Rıh. 41,080 16,432 * 7.00. ' 5,200 16,432. — 
* Appenzell I. Rh. 9,796 3,918 ca. 800 3,918. 40 
Ser Gallen. = 7158,853 63,541 128,420 118,000. — 
Graubünden. . 84,506 33,802 325,289 210,000. — 
Parco... 2:192,755 73,102 132,229 107,000. — 
Dirkeallerr u. 84,124 33,650 49,829 45,000. — 
Besser Je. 2, 4 872.023 45,569 323,250 190,000. — 
Maader 2,0204. ,183,882 73,433 168,990 152,000. — 
Dvallıster 0 23, 76,590 30,636 115,224 70,000. — 
* Neuenburg . . 58,616 23,446 ca. 12,000 23,446. 40 
Gen ar.20.0 58,666 23,466 47,239 30,000. — 
2,190,258 876,100 1,949,722 

Hauensteinzölle EEE 9 25,982. gI!/a 
Linthzölle ee 50 \ 7. 10,600. — 

Schneebruch am Gotthard . . . . 18,628. 81ja 
1,700,000. — 


*) Kantone, mit welchen nicht verhandelt werden mußte, weil ihr bisheriger Zollbezug die 


Norm von 4 Batzen pro Kopf nicht erreicht hatte. 


Eine Vergleichung der Spalten 4 und 5 dieser Tabelle zeigt, daß es 
Achilles Bischoff ausnahmslos fertig gebracht hat, im Interesse des Bundes 
niedrigere Entschädigungsannuitäten auszuwirken, als der bisherige Ertrag 
der kantonalen Zölle und Weggelder gewesen war. 


Als wegleitende Instruktion war ihm gemäß der bindenden Vorschrift 
der Bundesverfassung aufgegeben: unbedingte Ablösung der Transitzölle, 
wobei jedoch nicht nur internationale, sondern auch schon interkantonale 
Transporte als Transit gedeutet wurden. Überdies sollte es dem Departe- 
ment freistehen, nach stattgehabten Unterhandlungen auch die Ablösung 
anderer Zölle zu beantragen. Ausgeschlossen von der Entschädigungs- 
pflicht des Bundes blieben die von der Tagsatzung nicht ausdrücklich 
bewilligten Zölle, sowie die in Form von Zöllen erhobenen Verbrauchs- 
steuern der Kantone. Die Herausschälung der letztern aus dem, was 
sich Zoll nannte und als solcher auf volle Entschädigung Anspruch 
erhob, bildete, wie leicht verständlich, die schwierigste Klippe der ganzen 
Verhandlungen. 

Achilles Bischoff nahm die Aufgabe von vornherein in ihrem weite- 
sten Umfang, unter Ausdehnung auf die Weg- und Brückengelder, in 
Angriff. Mit den von ihm selbst in Aarau und in der Bundesversamm- 
lung vertretenen Tendenzen seiner engeren Heimat trat er damit in 
Widerspruch. Denn je mehr kantonale Rechte abgelöst wurden, um so 
höhere Entschädigungen und Grenzzölle wurden dadurch notwendig. Die 
daherigen Befürchtungen brachte er aber wieder zum Schweigen durch 
die starken Reduktionen auf den ursprünglichen Forderungen, zu welchen 
er die Kantone vermochte und durch welche er die gesamte Auskaufs- 
summe von 2,135,000 auf 1,700,000 herunterbrachte, d. h. annähernd auf 
denjenigen Betrag, welcher für die Ablösung der Transitzölle allein in 
Aussicht genommen worden war. 

Während der Frühjahrssession 1849 der Bundesversammlung setzte 
er gleich bei dem schwierigsten und kompliciertesten Teile der Aufgabe, 
im Südosten, ein, wo der Transit über die Alpenpässe seit Jahrhunderten 
die Bildung und Häufung von Zöllen und Transportrechten ausnehmend 
begünstigt hatte. Die Forderung Graubündens wurde von 345,289 Frs. 
durch Abzug der von der Tagsatzung nicht bewilligten Zölle (112,727 Frs.), 
sowie der versteckten Holz- und Ohmgelder auf 210,000 Frs. zurück- 
geschnitten, mit dem Geding, daß der Kanton nach wie vor selbst seine 
Straßen und Brücken in gehörigem Stand halte. — Tessin mußte sich 
von den beanspruchten 323,250 Frs. einen Abstrich von 133,000 Frs. 
hauptsächlich für versteckte Konsumsteuern gefallen lassen. Zu den 
schwierigsten Verhandlungen gehörten die mit Uri, das bei starken 
Ansprüchen für die Tilgung seiner Straßenbauschuld, den Abzug von 
seiner Annuität für den hinfort vom Bunde übernommenen Schneebruch 
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am Gotthard viel zu tief bemaß. Erst auf ausdrückliche Verfügung 
des Bundesrates kam hier Achilles Bischoff von 50,000 auf 54,000 Frs. 
anstatt der geforderten 64,000 Frs. entgegen. 

Inzwischen hatten die eidgenössischen Räte am 30. Juni 1849 Zoll- 
gesetz und Zolltarif nach hartem Kampf in vermittelndem Sinne als 
gemäßigtes Fiskalzollsystem erledigt. Auf den ı. September wurden 
die fünf neu ernannten Zolldirektoren, aus Basel Theodor Hoffmann- 
Merian, zur Ausarbeitung der Zollverordnungen und Instruktionen nach 
Bern einberufen. Anfangs Oktober waren sie damit im Reinen. Es 
fehlte zur Durchführung der vollen Zolleinheit nur noch der Haupt- 
und Schlußstein, die Erledigung des Ablösungsgeschäftes, dem im Zoll- 
gesetz bereits, nach den von Achilles Bischoff gemachten Erfahrungen, 
die weitergehende Ausdehnung auf die Weg- und Brückengelder gegeben 
worden war. 

Zur Vollendung dieser Arbeit benützte nun Achilles Bischoff den 
Zusammentritt der eidgenössischen Räte im August 1849. Neben und 
nach einander wurden da Bern und die Hauensteinkantone, nebst dem 
Aargau, die welsche Schweiz und schließlich die drei ostschweizerischen 
Ablösungskantone St. Gallen, Thurgau und Schaffhausen abgewandelt, 
während den übrigen Ständen nur die geschäftsmäßige Anzeige zugieng, 
daß ihre bezüglichen Intraden vom Tage der Vollziehung des Zollgesetzes 
an nicht mehr erhoben werden sollten. 

Die Verhandlungen mit Solothurn und beiden Basel führte Bundesrat 
Frei selbst, um jeden Verdacht der Parteilichkeit auszuschließen. Solo- 
thurn und Baselland erhielten bis zur Tilgung ihrer Straßenbauschuld, 
d. h. für etwa ı2 Jahre, über ihre sonstige Zollloskaufssumme hinaus 
Amortisationsannuitäten von 15,560 Frs. für den oberen und 10,423 Frs. 
für den unteren Hauenstein zugesichert. 

Basel-Stadt hatte nach Freis Bericht außerordentlich niedrige Zoll- 
ansätze. Der Bezug war sogar unter dem Maße, zu dem es die Berech- 
tigung vorweisen konnte. Wenn trotzdem die Loskaufssumme pro Kopf 
neben der von Uri die höchste ist, so erklärt sich das «durch die außer- 
ordentliche kommerzielle Rührigkeit und Thätigkeit seiner Einwohner und 
die für den Handel äußerst günstige geographische Lage». 

Durch die Verlegung der Zölle an die Grenze trat für Basel fortan 
freilich eine wesentlich höhere Zollbelastung ein. Kein anderer Kanton 
hatte in dieser Sache ein so tief einschneidendes Opfer an den Grund- 
lagen seiner Existenz zu bringen. 


Gleichzeitig mit diesen Verhandlungen Freis führte Achilles Bischoff 
diejenigen mit den übrigen Kantonen in wenigen Monaten so weit, daß 
in der Wintersession der Bundesversammlung die sämtlichen Zollaus- 
lösungsverträge außer demjenigen mit Bern vorgelegt werden konnten. 
Mit dem Berner Bevollmächtigten, Regierungsrat Revel, hatte sich Achilles 
Bischoff zwar gleichfalls geeinigt, und zwar, — nach Abzug der Tabakzölle 
und verdeckten Konsumgebühren von der bernischen Forderung von 
211,407 Frs., — auf die Kopfquote von vier Batzen, d. h. auf 163,165 Frs. 
Die Berner Regierung aber versagte diesem Abkommen ihre Genehmigung 
und wollte sich überhaupt keinen Abzug von ihrer Forderung gefallen 
lassen, auch nicht den im Zollgesetz ausdrücklich sanktionierten und von 
allen andern Kantonen anerkannten Abstrich für versteckte Konsumsteuern. 
Achilles Bischoff blieb indessen gleichfalls hart und zäh und setzte wirk- 
lich am Tage vor Weihnachten eine Reduktion auf 175,000 Fr. durch, 
welcher schließlich auch der Große Rat von Bern seine Genehmigung 
nicht versagen konnte. 

Damit war das Ablösungsgeschäft zu einem im ganzen weit über 
Erwarten guten und befriedigenden Ende geführt. Dem geschickten 
Operateur war, nach seinem eigenen Scherzwort, keiner seiner Patienten 
auf dem Seciertisch unter dem Messer verschieden. Allgemein war viel- 
mehr die Anerkennung, daß derselbe mit ebensoviel Unparteilichkeit als 
Takt und Sicherheit seiner schwierigen Aufgabe gerecht geworden war. 
Zum größten Danke aber hat er sich das Finanzwesen des Bundes ver- 
pflichtet. 

In der Nacht vom 31. Januar auf den ı. Februar 1850 fielen im 
ganzen Lande die innern Zollschranken, und es werden an ihrer Statt 
seither die eidgenössischen Grenzzölle erhoben. Nur wenige Brücken- 
gelder der welschen Schweiz und der Kantone Bern und Aargau, lauter 
Amortisationsgebühren für kostspielige Neubauten und Meliorationen, 
sowie der untere Urner Straßenzoll, haben der Überredungskunst des 
Basler Abgeordneten Stand gehalten und seine Ablösungsverhandlungen 
überdauert. Unberührt blieben instruktionsgemäß die sämtlichen Ohm- 
gelder von fünfzehn ganzen und zwei halben Kantonen, nebst den Octrois 
von Genf und Carouge. Jene letzten Brückengelder fielen nach einander 
im Laufe der Jahre 1853— 1865, der Urner Zoll gegen Ende 1864 und 
die Ohmgelder bekanntlich im Jahre 1890 dahin. 
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III. DIE SCHWEIZERISCHE MÜNZREFORM 
DURCH BANKDIRERTORZJOHANN JAKOB SPEISER. 


Von der Münzverwirrung der Schweiz bis zur Mitte des XIX. Jahr- 
hunderts kann man sich unter den heutigen, einfach und klar geordneten 
Verhältnissen kaum mehr annähernd eine richtige Vorstellung machen. 
Nicht weniger als 297 einheimische Sorten, darunter manche recht 
schlechte, und dazu «beinahe jedwede fremde Münze: alles, was rund 
ist, lief in der Schweiz um» zu teilweise stark überwerteten Kursen. 
«Jeder an der Grenze neu auftauchende Münzfuß erwirbt sich das Bürger- 
recht, und je schlechter er ist, um so schneller verdrängt er naturgemäß 
den bessern.» (Speiser 1849.) Außer dem effektiven in Metall geprägten 
Gelde bestanden mindestens sechs oder sieben Arten bloßen Rechnungs- 
geldes. Für den gemeinen Mann war ein Überblick beinahe unmöglich. 

Redliche Bemühungen zur Besserung dieser Zustände waren zwar 
seit den Einheitsbestrebungen der Helvetik nie mehr ganz zur Ruhe ge- 
kommen. Sie hatten aber nur die Einstellung der Neuprägungen und 
eine gewisse Einschränkung des übermäßigen Umlaufs einheimischer 
Scheidemünzen zur Folge. Der Einwirkung der fremden Valuten blieb 
die Schweiz durch ihre Systemslosigkeit nach wie vor schutzlos preis- 
gegeben. Dem deutschen Zollverein (1825—1835) folgte auf dem Fuße 
der süddeutsche Münzbund. Dadurch neu befestigt, verdrängte der 
deutsche Reichsgulden (1 Fr. — 119?/, Gran f. Silber) den französischen 
Bone ur: = 121,Gran) aus;dem’ großen Verkehr teilweise und 
aus dem Kleinverkehr vollständig. Von 1825—1849 betrug die Entwer- 
tung der schweizerischen Valuta aus diesem Titel allein nahezu 5°/,. 

Andrerseits schuf Genf durch seinen Übertritt zum französischen 
Frankenfuß im Jahre 1838 für die kommende schweizerische Münzeinheit 
ein folgenschweres Präcedens. Im Februar 1839 tagten noch einmal 
neun westschweizerische Stände, darunter beide Basel, über die Einführung 
des französischen Münzsystems, aber ohne greifbares Resultat. Seither 
stockten alle Verhandlungen. 

Erst die Verfassungsrevision von 1848 erweckte auch die Münzfrage 
zu neuem Leben. Zwar mußte in Artikel 36 der neuen Bundesurkunde, 
mehrfacher Anregung zuwider, die Wahl des Münzfußes offen gelassen 
und der Gesetzgebung anheimgestellt werden. Dagegen wurde der Grund- 
satz der Centralisation des Münzwesens mit ı8 Standesstimmen ohne 
Opposition angenommen. Nur über die Fassung des Auftrags an die 
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Bundesbehörde, «den Münzfuß» festzusetzen, entbrannte wieder der alte 


Hausstreit. Zürich sah darin ein Präjudiz zugunsten der strengen Münz-- 


einheit, während es der eigentümlichen Lage des Landes vielleicht besser 
entsprechen würde, zwei Systeme anzunehmen, das Franken- oder Deci- 
malsystem für die westlichen Kantone und den Guldenfuß für die 
Ostschweiz. 

Zu einem derartigen Sonderbund im schweizerischen Münzwesen 
sollte es indessen nicht kommen. Dafür war der Einheitsdrang auf allen 
Gebieten denn doch zu mächtig. Am 23. Juni 1848 wurde jener Antrag 
Zürichs von der Tagsatzung verworfen. Artikel 36 der Bundesverfassung 
legt in die Hand des Bundes die Festsetzung des schweizerischen Münz- 
fußes nebst den Maßnahmen für Tarifierung, Einschmelzung und Um- 
prägung der vorhandenen Münzsorten. Damit war die volle Einheit im 
schweizerischen Münzwesen verfassungsmäßig gesichert. 

An die Ausführung wurde zunächst noch nicht sofort nach dem In- 
krafttreten der neuen Verfassung Hand angelegt. Post und Zoll hatten 
den Vortritt. Aber gerade diese beiden Verwaltungszweige drängten 
von Anfang an mit besonderer Deutlichkeit auf die Münzeinheit als Vor- 
bedingung jedes geordneten Geschäftsganges hin. Die Tarifierungsanträge 
Naeffs und Freis verwarf teils der Bundesrat, teils die Bundesversamm- 
lung. Im Geben und Nehmen sollte jede Münze vorerst noch weiter nach 
ihrem lokalen Kurse gelten. Jede Tarifierung hätte den Status quo in 
Permanenz erklärt und den vorläufigen Verzicht auf die Münzeinheit, ihre 
Vertagung auf unabsehbare Zeit bedeutet. Das aber lag nicht in der 
Absicht der Mehrheit, weder in den Räten noch im Volke. Statt dessen 
lud der Bundesrat am 21./22. Februar 1849 das Finanzdepartement zur 
Vorbereitung eines Gesetzesentwurfs über das Münzwesen ein. 

In Ausführung dieses Auftrags richtete das Finanzdepartement zu 
seiner sichern Orientierung über die bestehenden Münzverhältnisse unterm 
26. Februar 1849 eine Umfrage an die Kantone, die vom April bis in den 
Herbst hinein sehr ungleich beantwortet wurde. Und am 29./30. Juni 
beauftragten die eidgenössischen Räte den Bundesrat, «bis zum nächsten 
Zusammentritt der Bundesversammlung» — gemeint war laut Vertagungs- 
dekret: bis zum 12. November 1849 — «geeignete Anträge über Ein- 
führung eines allgemeinen schweizerischen Münzfußes» vorzulegen. 

Bei der obwaltenden Sachlage war die Ausführung dieses Auftrages 
kein Leichtes. Mußte doch jede Entscheidung im Osten oder im Westen 
wirkliche oder vermeintliche Interessen, liebgewordene und festgewurzelte 
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Gewohnheiten und Anschauungen verletzen. Dazu kam die eigenartige 
Schwierigkeit und Dunkelheit des Gegenstandes in ökonomischer, finan- 
zieller und technischer Hinsicht. All das verbot dem Bundesrat eine 
direkte Entscheidung und wies ihn auf den Weg der Begutachtung durch 
erfahrene Fachmänner. 

Als erste Autorität der Schweiz in Münzsachen galt zu jener Zeit 
der Zürcher Leonhard Pestalozzi, der sich schon seit Anfang der Dreißiger 
Jahre durch seine «Beiträge zur schweizerischen Münzgeschichte» und 
eine Reihe münzpolitischer Schriften einen Namen gemacht hatte. Tüch- 
tige Fachmänner wiesen auch St. Gallen und Genf auf. Aber von all 
diesen Seiten war eine unparteiische Prüfung der Frage, die auf das 
allgemeine Vertrauen Anspruch gehabt hätte, kaum zu erwarten. 

Dagegen lenkte sich die Aufmerksamkeit des Vorstehers des eidge- 
nössischen Finanzdepartements, Bundesrat Josef Munzinger, durch eine 
—r gezeichnete Abhandlung über das Münzwesen, die am 16. Juni 1849 
im «Wochenblatt des schweizerischen Industrievereins» zu erscheinen 
begann, auf deren Autor, den Basler Bankdirektor J. J. Speiser, mit 
welchem er ohnehin Anfangs Juli durch den Abschluß der ersten eidge- 
nössischen Kriegsanleihe von 400,000 französischen Franken zur Deckung 
der Grenzbesetzungskosten beim Eindringen des badischen Insurgenten- 
heeres in persönliche Berührung getreten sein muß. 

Sowohl die Stellung Basels, auf der Grenzscheide und unter dem 
gleichmäßigen Einfluß der beiden in Frage stehenden fremden Währungs- 
gebiete, als auch die strengsachliche, tiefgründige Art der Erörterungen 
Speisers, sowie überhaupt seine persönliche Tüchtigkeit und geschäftliche 
Sicherheit ließen von dieser Seite am ehesten eine versöhnende und be- 
friedigende Lösung erwarten. In dem peinlichen Ordnungssinn Speisers 
fand Bundesrat Munzinger etwas kongeniales, in seiner Klarheit und 
Schärfe, verbunden mit meisterhafter Beherrschung der Geschäfte, eine 
willkommene Ergänzung seines eigenen Wesens. 

Johann Jakob Speiser stand damals im 37. Lebensjahre. Zu Basel 
geboren am 27. Februar 1813, hatte er sich nach wohlangewandter Lehr- 
und Wanderzeit in der Schweiz, in Frankreich und in England im Jahre 
1838 zunächst als Agent französischer und englischer Häuser in der 
Heimat niedergelassen, trat aber bald auch schon an größere, allgemeinere 
Aufgaben heran, und wurde binnen kurzem der eigentliche spiritus rector 
für die epochemachendsten Fortschritte im Basler Wirtschaftsleben der 
1840er und 1850er Jahre. Seiner unermüdlichen Gewandtheit und Be- 
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harrlichkeit gelang zunächst im Jahre 1844 die Gründung der «Bank in 
Basel», als deren Direktor er nun zu einem gründlichen und überaus 
fruchtbaren Studium der Nationalökonomie die nötige Muße fand. Seiner 
eminenten Veranlagung nach dieser Richtung, seinem geschäftlichen und 
politischen Scharfblick, verbunden mit einer seltenen Uneigennützigkeit, 
ist es zu verdanken, daß sich ihm sein ernstes Studium je und je un- 
mittelbar in schöpferische Thaten fortschrittlicher Wirtschaftspolitik um- 
setzte. Mächtig gespornt und gefördert wurde er dabei durch den äußeren 
Umstand, daß die Jahre seiner besten Kraft gerade in jene Periode der 
politischen, wirtschaftlichen und  verkehrstechnischen Neugestaltungen 
fielen. Speiser war es, der in bewegter Zeit durch lange und mühsame 
Arbeit die Basler Ersparniskasse zweckmäßig umgestaltete und in der 
Krisis vom Frühjahr 1848 durch den Zusammenschluß der hervorragend- 
sten Handelsfirmen zum «Kreditverein» den Platz Basel vor schweren 
Verlusten bewahrte. Aus dem Freundeskreise, in dem er die wirtschaft- 
lichen Dinge gerne besprach, erwuchs im Jahre 1849 der «schweizerische 
Industrieverein», dessen Organ, das in Basel und Zürich unter der Re- 
daktion von Dr. W. Schmidlin erscheinende «Wochenblatt», seinen ge- 
diegensten Inhalt aus Speisers Feder erhielt, und nach einander die 
jeweilen brennendsten wirtschaftlichen Tagesfragen und Landesinteressen 
im Sinne liberaler volkswirtschaftlicher Grundanschauungen erörterte. In 
kurzem errang sich Speiser so den Ruf einer ersten Autorität in Sachen 
der schweizerischen Wirtschaftspolitik. 

Das waren die Vorgänge Speisers, als ihn der Bundesrat auf Antrag 
Munzingers unterm 17. August 1849 als eidgenössischen Experten für 
die Münzreform einberief. 

Eines gleichzeitigen Auftrags zur Ordnung der eidgenössischen 
Staatsbuchhaltung, . beziehungsweise zur Aufstellung einer Norm für 
Büdget und Staatsrechnung des Bundes, entledigte sich Speiser rasch 
und leicht, indem er die mehr oder weniger zufälligen Posten des ersten 
Bundesbüdgets, so wie es von der Bundesversammlung in der Junisession 
festgestellt worden war, unter allgemeinere Rubriken von voraussichtlich 
dauernder Geltung brachte und überhaupt eine zweckmäßig und einheit- 
lich geordnete Buchführung im eidgenössischen Finanzdepartement und 
in der Bundesverwaltung im allgemeinen empfahl. 

Unendlich viel schwieriger war der Auftrag zur Münzreform. Aber 
es war eine Aufgabe, die seiner Kraft entsprach, und er hat sich ihr 


vollauf gewachsen gezeigt. 
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Als «eidgenössischer Experte in Münzsachen» hatte Speiser zunächst 
ein Gutachten über die Verwirklichung der schweizerischen Münzeinheit 
abzugeben, und zwar laut ausdrücklicher Weisung des Bundesrates im 
Sinne der Westschweiz, durch Anlehnung an den französischen Franken- 
fuß, im Gegensatz zu dem süddeutschen Guldensystem. 

Allerdings gab es noch ein drittes Ideal, das seit 1832 immer von 
neuem seitens der Ostschweiz und des Kantons Aargau vertreten wurde. 
Das war der Schweizer Franken von 121 Gran fein Silber, welcher nicht 
geprägt werden sollte, sondern lediglich ein ideales Rechnungsgeld mit 
relativ fester Wertrelation zu den einheimischen Münzsorten sowohl, als 
zu den französischen Franken und den deutschen Gulden und Thalern 
gebildet haben würde. 

Dieser patriotischen Idee hatte sich Speiser eben noch in der ersten 
Serie seiner Münzartikel im «Wochenblatt» nicht abgeneigt gezeigt. 
Aber eine nähere Prüfung der Sache erlaubte ihm wenige Monate später 
mit voller Überzeugung dem Auftrage des Bundesrates gemäß für den 
Übergang zum französischen Frankenfuß einzutreten. 

Die Gründe, die ihn dabei leiteten, sind zum Teil solche der Op- 
portunität und rein praktischer Natur gewesen. Er sah deutlich, daß eine 
Umkehr Genfs und eine Bekehrung der Westschweiz von dem einfachen 
und klaren, dabei zugleich jährlich höher gewerteten Frankengeld zum 
süddeutschen Gulden gänzlich aussichtslos gewesen wäre. Gegen die 
Annahme des Guldenfußes schien ihm sodann die politische Erwägung 
zu sprechen, der er klaren und bestimmten Ausdruck verlieh: daß es in 
Deutschland nicht bei dem Zwiespalt der süddeutschen Gulden und der 
norddeutschen Thaler bleiben könne, daß vielmehr die Bewegung auf die 
deutsche Einheit siegreich fortschreiten und zuerst in einer deutschen 
Münzunion, aber auf Grund des Thaler- und nicht des Guldensystems 
zur Geltung kommen werde. Vor allem schien ihm die alte kölnische Mark 
als schweizerisches Münzgrundgewicht anstatt des metrischen Franken- 
systems ganz unannehmbar, umsomehr als fünf verschiedene Kölner 
Marken sich gegenseitig die Echtheit streitig machten, sodaß Speiser 
auch für die deutsche Währung der Zukunft mit aller Bestimmtheit auf 
das metrische System glaubte abstellen zu sollen. 

Damit im engsten Zusammenhang steht als ein Hauptargument 
Speisers zugunsten des Frankens und gegen den Gulden: die weite Ver- 
breitung und Beliebtheit des französischen Fünffrankenthalers in aller 
Welt und infolge dessen seine hohe Geltung. Fünffrankenstücke waren 
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für 3—4 Milliarden Franken unter 50 Millionen Menschen in Umlauf, 
süddeutsche Gulden nur für wenige ıoo Millionen bei circa 10 Millionen 
Menschen. Wegen seines beschränkten Umlaufsgebietes und der damaligen 
Inferiorität der deutschen Volkswirtschaft gegenüber der französischen 
stand der süddeutsche Gulden trotz seines besseren Metallgehaltes fort- 
während unter seiner Münzparität und diese Entwertung hat sich stets 
nur noch fortgesetzt. 

Das entscheidende sachliche Motiv Speisers gegen das vermittelnde 
Projekt eines idealen Schweizer Rechnungsfrankens als autonomen schwei- 
zerischen Münzfußes war aber die praktische Notwendigkeit der gleich- 
zeitigen Auseinandersetzung mit dem Gulden- und dem Frankenfuß. 
Gulden und Franken hätten tarifiert werden müssen. Jede Tarifierung 
hätte aber nur annähernd richtig sein können, da die beiden Währungen 
auf ganz verschiedener Basis beruhten. Von vornherein hätte also 
das schweizerische Münzsystem auf einem unsichern Boden gestanden. 
Faktisch hätten die bisherigen schadhaften Münzzustände fortgedauert, 
nur mit dem allerdings nicht unwesentlichen Unterschiede, daß an die 
Stelle mehrerer Dutzende von Währungen und Tarifierungen eine einzige 
getreten wäre. Speiser aber forderte die vollkommene Einheit als oberstes 
und einziges Prinzip der Ordnung im schweizerischen Münzwesen. 

Es konnte nicht fehlen, daß sofort nach dem Bekanntwerden seines 
Gutachtens von der Ostschweiz her ein Sturm der Entrüstung über 
Speiser hereinbrach. Der hervorragendste Wortführer dieser Opposition 
war Lh. Pestalozzi. Aber Speiser parierte mit vollendeter Sicherheit 
jeden Hieb. Heiß wogte alsdann namentlich der Kampf in den Münz- 
kommissionen der Eidgenössischen Räte und in der Bundesversammlung 
selbst. Allen Ernstes suchte die Ostschweiz unter Vortritt St. Gallens 
den idealen Schweizerfranken auf der Basis der Kölnischen Mark im Volk 
und in den Räten durchzusetzen. Versammlungen wurden gehalten und 
Unterschriften gesammelt, und mit Emphase proklamierten die Gulden- 
freunde in der Bundesversammlung die autonome Schweizer Rechnungs- 
währung als die der Ehre und der Selbständigkeit des Landes einzig 
würdige Lösung der Münzfrage. 

Trotz alledem wurde aber die Vorlage des Bundesrates im November 
1849 vom Ständerat und im Frühjahr 13850 vom Nationalrat angenommen. 
Nur in der Stückelung der Scheidemünzen brachte die Bundesversamm- 
lung entschiedene Verbesserungen an, indem sie sich noch weiter als 
Speiser von der französischen Einteilung entfernte, die Ausprägung von 
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Kupfer auf die Ein- und Zwei-Rappenstücke beschränkte und statt der 
von Speiser ersonnenen Nickelmünze zu 25 Rappen, solche von 5, 10 
und 20 Rappen einführte. 

Das Bundesgesetz vom 7. Mai 1850 setzte allem Hader über die 
Grundlagen der Münzreform ein Ende: Fünf Gramm Silber °/,, fein bilden 
seitdem die schweizerische Münzeinheit, den Franken von 100 Rappen, 
genau entsprechend dem französischen Frankenfuß. 

Damit war aber erst die eine Hälfte, die theoretische und politische 
Seite der Münzreform erledigt. Berge von administrativer Arbeit waren 


noch zu bewältigen, bevor wirklich an die Ausführung geschritten werden 


konnte, und das meiste davon hat Speiser selbst besorgt mit einem staunens- 
werten Aufwande von Umsicht und Ausdauer, mit einem praktischen Ge- 
schick und einer Sicherheit, wie sie eben nur dem Organisationsgenie dieses 
Mannes, verbunden mit seiner vollendeten, allseitigen Ergründung der 
Sache möglich war. 

Für die Ausführung der Prägungen hatte Speiser schon anfangs 
ı850 Offerten der Münzstätten von München, Paris und Brüssel einge- 
holt. Nach vergeblichen Unterhandlungen mit Brüssel und Genf-Chaux- 
defonds wurde Anfangs 1851 der ganze Auftrag der französischen Münze 
übergeben, und zwar sollte das Kupfer und das Silber in Paris, das neue 
Nickelgeld in Straßburg geprägt werden. Die regelmäßigen Ausmünzungen 
sollten, auf der ganzen Linie gleichmäßig fortschreitend, im Juni 1851 
beginnen. 

Unmittelbar auf das Bundesgesetz vom 7. Mai 1850 folgte das Preis- 
ausschreiben für das schweizerische Münzbild, woran sich gegen Ende 
des Jahres die Verträge mit den Stempelschneidern in Paris und München 
anschlossen. 

Für das Einlösungsgeschäft wurde dem eidgenössischen Finanz- 
departement auf Speisers Antrag unterm 24. Juni 1850 eine dreigliedrige 
Münzkommission mit Dr. Custer aus St. Gallen als Münzwardein oder 
Essayeur beigegeben. Gegenüber der ursprünglichen Absicht, das bis- 
herige Schweizergeld in dreien Malen je nach dem Münzmetall und Ge- 
halt einzuziehen, setzte Speiser das weit praktischere und wohlfeilere 
Verfahren durch, von dem frankenfreundlichen Südwesten nach Nord- 
osten vorgehend, in jedem Kanton den gesamten Bestand an Schweizer 
Münzen aller Art auf einmal einzuziehen. — Ihm lag sodann die Prüfung 
und Begutachtung der sämtlichen Reduktionsdekrete der Kantone zu 
Handen des Bundesrates, sowie die Vorbereitung der gesamten weiteren 
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Organisation der Münzkommission und der ganzen Münzreform ob. Er 
stellte die Bücher und Formulare für das Rechnungswesen der Münz- 
kommission, die vorläufige Berechnung der Verlustbetreffnisse der einzelnen 
Kantone aus der Einschmelzung ihrer unterwertigen Münzbestände, das 
Einschmelzungs- und das Einlösungsreglement, sowie den Einlösungstarif 
auf, welch letzterer freilich nicht durchaus nach seinem Sinne durch- 
gieng. Sein ganzer, umfassender Organisationsentwurf vom 28. Februar 
1851 erhielt am ıı. März gleichen Jahres die Genehmigung des Bundes- 
rates. 

Zur Finanzierung der Münzreform, als Betriebskapital zur Einleitung 
des Geschäfts, beantragte Speiser ein Anleihen von ı'/, Millionen, welches 
er im Auftrag des Bundesrates mit dem Basler Bankhause Passavant & Cie. 
abschloß. Im übrigen trachtete er, soweit irgend möglich, mit dem 
Ergebnis der einzulösenden alten Münzbestände auszukommen und ver- 
lustbringenden Ankauf von neuem Münzmetall thunlichst zu vermeiden. 
Deshalb veranlaßte er schon im März 1851 die Anordnung eines vor- 
läufigen Einzugs von Billongut, welchem jedoch nur sehr schwach, von 
den öffentlichen Kassen hauptsächlich nur in Zürich, Folge gegeben 
wurde. Man war daher genötigt, sofort weitere Betriebsmittel zum An- 
kauf größerer Metallvorräte aufzunehmen, umsomehr als auch die Heran- 
ziehung französischer Silbersorten in stärkeren Mengen zur vorläufigen 
Stellvertretung der neuen Schweizermünzen auf ungeahnte Schwierigkeiten 
stieß. Statt der vom Bundesrate beabsichtigten Ausgabe einer Million 
Franken Münzbons erwirkte Speiser, auf Grund eines sorgfältig ausge- 
arbeiteten Betriebsbüdgets, wenigstens für 600,000 Frs. die Eröffnung 
eines Kontokorrentkredits bei den Basler Banken Le Grand & Riggen- 
bach, um an der Dauer und an den Zinsen dieses Betriebskapitals nach 
Möglichkeit zu sparen. Indessen mußten gleich beim Beginn der Ein- 
lösung im August 1851 weitere ı'/, Millionen Franken Münzbons aus- 
gegeben werden und am Ende des Jahres über den gesetzlich zulässigen 
Betrag von vier Millionen hinaus noch eine fünfte Million. 

Speisers strenger Geschäfts- und ÖOrdnungssinn sträubte sich zwar 
aufs äußerste gegen dieses zinsvergeudende Wirtschaften. Unablässig 
wies er darauf hin, welch schlechten Eindruck dieses wiederholte Geld- 
suchen des Bundes am Kapitalmarkte hervorrufen müsse. Unaufhörlich 
drängte er darauf, daß mit den Betriebskapitalien besser hausgehalten 
werde, daß in erster Linie die Ausstände des Bundes bei den welschen 
Kantonen im Betrage von 1,206,000 Frs. eingetrieben und verwendet 
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würden, daß der Fortgang der Münzreform überhaupt beschleunigt und 
namentlich der Umsatz des jeweilen eingelösten alten Münzgutes in Neu- 
prägungen thunlichst rasch vollzogen werde. 

Trotz alledem ist es infolge verschiedener Hemmnisse nicht gelungen, 
das Einlösungsgeschäft, wie beabsichtigt, innert der acht Monate Juni 
1851 bis Januar 1852 abzuwickeln. Die lange Verzögerung des über- 
trieben peinlichen Pariser Reglements für die schweizerischen Aus- 
münzungen, die Unzulänglichkeit und die Notwendigkeit des Ersatzes 
der alten Straßburger Prägemaschinen und der Darmstädter Fünfcentimes- 
Stempel, sodann die schwierige technische Behandlung der ungewohnten 
und spröden neuen Nickellegierung, — all das brachte die Straßburger 
Billonprägungen von vornherein in Rückstand gegenüber der Pariser 
Kupfer- und Silberausmünzung, und verzögerte den Beginn der Einlösung 
um volle zwei Monate. Neue Stockungen traten alsdann ein durch die 
Ungleichmäßigkeit der Einlösungsbegehren in den verschiedenen Landes- 
teilen, und teilweise auch die nachlässige Leitung der Geschäfte durch 
den Waadtländer Druey während der Präsidentschaft Munzingers (1851), 
ein Umstand, der Speiser auf Ende 1351 veranlaßte, sich von der unge- 
heuren Verantwortlichkeit für die Durchführung der Münzreform loszu- 
sagen und dem Finanzdepartement seine Entlassung als Münzexperte 
einzureichen. Am I. Januar 1852 übernahm jedoch Munzinger wieder 
das Finanzdepartement, um es mit der gewohnten Pünktlichkeit und 
Gewissenhaftigkeit weiter zu führen. Damit war auch für Speiser jeder 
Grund zum Rücktritt beseitigt. 

Vergegenwärtigen wir uns indessen in kurzen Zügen den Verlauf 
der eigentlichen Durchführung der Münzreform vom Sommer 1851 bis 
zum Sommer 1852. 

Nachdem die Pariser Prägungen schon im Juni, diejenigen von 
Straßburg im Juli in regelmäßigeren Gang gekommen waren, kündigte 
der Bundesrat am 28. Juli 1851 den Beginn der Einlösung in Genf und 
Waadt an: Mit dem ı. August trat daselbst der neue Münzfuß in Kraft. 
Die alten Münzen wurden während des ganzen Monats August an den 
Einlösungsstellen gegen neue umgetauscht. Während des Monats Sep- 
tember dagegen nahmen nur noch die eidgenössischen Post- und Zoll- 
kassen alte Schweizermünzen an Zahlung, vom ı. Oktober an überhaupt 
niemand mehr. 

Nach diesem selben Verfahren wurde nun gemäß dem Plane Speisers 
im Laufe eines Jahres das ganze Land von Südwesten nach Nordosten 
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in zehn Etappen von je zweimonatlicher Dauer, eine in die andere sich 
verschiebend, von den alten Münzvorräten gesäubert, das Schweizergeld ein- 
gezogen und umgetauscht, das fremde Geld mit Ausnahme der Franken- 
münzen gänzlich zum Lande hinausgefegt, wozu durch rechtzeitige Unter- 
tarifierung desselben wirksam nachgeholfen wurde. 

In der welschen Schweiz, die mit französischem Frankengelde bereits 
gesättigt war, blieben die Ablieferungen alten Geldes hinter den Erwar- 
tungen Speisers zurück. Je mehr sich dann aber die Einlösung von 
der Westgrenze entfernte, um so überraschender wuchsen die Umtausch- 
begehren. Im Kanton Bern verhielt sich das Publikum während des 
ganzen ersten Monats der Einlösung auffallend passiv, um erst im 
Dezember, dann aber mit um so ungestümeren Anforderungen zu 
erwachen. Da nun aber das für Bern vorsorglich aufgehäufte neue 
Münzgut teilweise bereits an Basel und Aargau weitergegeben war, und 
gleichzeitig auf den Staatsstreich Napoleons III. am 2. Dezember 1351 
hin die Pariser Münzprägungen eine Unterbrechung von vollen ı4 Tagen 
erlitten, so trat im ganzen Fortgang der schweizerischen Münzreform eine 
empfindliche Stockung ein. 

Es blieb nichts anderes übrig, als eine Verlängerung der Berner 
Einlösungsfrist um einen vollen Monat, d. h. bis zum Schlusse derjenigen 
der ganzen Nordwestschweiz zu bewilligen. In Basel wurde diese Kol- 
lision um so unliebsamer fühlbar, als hier gleich von Anfang an weit 
mehr altes Geld zu den Schaltern drängte, als vorausgesehen war. Diese 
erste schwerere Komplikation des Einlösungsgeschäftes konnte Speiser aus 
nächster Nähe beobachten, und es ist natürlich von besonderem Reiz, 
ihren Verlauf in der Korrespondenz dieses kompetentesten und schärfsten 
Beobachters während der Monate Dezember und Januar zu verfolgen. 

Noch ganz anders kam es dann aber in der Ostschweiz. In Zürich 
wurden die Einlösungsstellen gleich in den ersten Tagen nach der Er- 
öffnung förmlich gestürmt. Statt der 1,915,000 Frs., welche Speiser dem 
Kanton Zürich zugedacht, und statt der drei Millionen, welche die dortige 
Regierung vor Beginn der Einlösung als ihr Erfordernis bezeichnet hatte, 
konzentrierten sich hier die Auswechslungsbegehren der ganzen Öst- 
schweiz, namentlich die der Kantone St. Gallen und Graubünden, im 
ganzen 5,2 Millionen Franken, über ein Drittel der gesamten Umtausch- 
summe der Schweiz. 

Aus dieser Ungleichmäßigkeit des Andrangs und aus seiner uner- 
warteten Stärke im Norden und im Osten des Landes, sowie aus dem 
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starken Begehr nach ı- und 20-Rappenstücken ergab sich die Notwendig- 
keit beträchtlicher Nachprägungen sowohl dieser als aller Silbersorten. 
Silber wurde geradezu doppelt so viel geprägt, als im Münzgesetz vom 
7. Mai 1850 vorgesehen war. Außerdem bildete das früher erwähnte 
Zurückbleiben der Straßburger Billonmünzungen, hauptsächlich der Fünf- 
Rappenstücke, geraume Zeit einen argen Hemmschuh an dem regel- 
mäßigen Fortgang des Reformgeschäftes. 

Aus all diesen Gründen nahm die Einlösung statt der vorgesehenen 


acht Monate deren 12'/, in Anspruch; sie dauerte vom ı. August 1851 


bis zum 15. August 1852, und es wurde dann noch eine letzte Frist für 
nachträgliche Ablieferungen eröffnet, welche im ganzen circa 70,000 Frs. 
einbrachte. 

Als direkte Folge dieser Verzögerung, sowie auch des verspäteten 
Massenandrangs in der Ostschweiz — etwa 6°”/, Millionen Franken oder 
44°/, des gesamten alten Münzgutes liefen erst seit dem Frühjahr 1852 
ein —, ergab sich in finanzieller Hinsicht die Notwendigkeit, bis in den 
Mai 1852 hinein immer neue Prolongationen der ältern Münzanleihen 
vorzunehmen. Denn dieser starke Zufluß an altem Münzgute aus der 
letzten Einlösungszeit konnte für die Neuprägungen nicht mehr in Frage 
kommen. Schon am ıı. Mai 1852 konstatierte Speiser, daß die Aus- 
münzung in Straßburg beendigt sei; anfangs Juni war das auch in Paris 
der Fall. Für all jenes Metall mußte somit anderweitige Verwendung 
gesucht werden, und da hat nun Speiser wieder, allein durch seine 
unermüdlichen Arbitragerechnungen, der Eidgenossenschaft bedeutende 
Gewinne gesichert und Verluste erspart. Ein Teil wurde in Frankfurt, 
der andere in Vienne zu handen der Pariser Münze ausgeschieden. 

Trotz der höheren Auslagen für Kapitalzinse, sowie für Fabrikations- 
kosten und Transportspesen hat sich schließlich der von Speiser auf 
1,425,000 Frs. büdgetierte Voranschlag der Kosten und Verluste der 
Münzreform in Wirklichkeit auf 1,160,000 Frs. reduciert, einerseits durch 
Einschränkung der damals noch sehr teuren Nickellegierung der Billon- 
münzen von '/, auf '/,, ihres Gehaltes, entsprechend einer Kostenerspar- 
nis von 450,000 Frs., und andrerseits durch ein günstigeres, als das von 
Speiser vorgesehene Verhältnis der besser rentierenden Silbermünzen 
(65 statt 44°/,) gegenüber den verlustbringenden Billon- und Kupfer- 
münzen (35 statt 56°/,) im bisherigen Münzumlauf der Schweiz. Der 
gesamte Einschmelzungsverlust, den Lh. Pestalozzi auf 4—5; Millionen 
Franken, Speiser auf 2,8 Millionen Franken veranschlagt hatte, betrug 
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in Wirklichkeit nur 2,265,000 Frs. auf ı5 Millionen Franken alter 
Schweizermünzen. 

Neuverprägt wurde für 15,793,303 Frs. Münzmetall zu 17,414,765 Frs. 
neuen Geldes, also mit einem Prägungsgewinn von 1,621,462 Frs., der 
nach Abzug der Unkosten der Münzreform im Belaufe von 501,590 Frs. 
den Kantonen mit circa 1,120,000 Frs. ausbezahlt, respektive an ihre 
Verlustbetreffnisse aus der Einschmelzung ihrer unterwertigen Münzen 
verrechnet wurde. 

Auf die Einzelheiten der Liquidation der Münzreform, die Ausrich- 
tung der sehr bedeutenden Gratifikationen an das französische Münzper- 
sonal und die Kontrollbehörde etc., die Deformation der meisten Dienst- 
stempel, die Ablieferung der Originalstempel, nebst 47 Straßburger 
Dienststempeln nach Bern, auf die mancherlei Funktionen Speisers in 
Basel, Paris und Bern bei all diesen Geschäften kann hier nicht im ein- 
zelnen eingegangen werden. Eine demnächst erscheinende Biographie 
Speisers, von Herrn Dr. Mangold verfaßt (Bd. II der Basler Biographien), 
wird über dies und vieles andere, was hier notwendig übergangen werden 
muß, erwünschtes Licht verbreiten. Das aber darf zusammenfassend 
auch an dieser Stelle ausgesprochen werden, daß Speiser mit staunen- 
erregender Klarheit und Vielseitigkeit die überaus mannigfaltig neben 
einander herlaufenden und in einander verschlungenen Fäden dieser ganz 
verschiedenartigen Geschäftsverrichtungen beherrschte, mit bewunderns- 
werter Sicherheit alles Nebensächliche und Entbehrliche entfernend und 
bei Seite lassend und überall auf das Zweckmäßige und Notwendige sich 
beschränkend. 

Eines stand nach all den gemachten Erfahrungen für Speiser fest, 
daß nämlich die Schweiz unbedingt ihre eigene Münzstätte werde zu 
errichten haben. Wiederholt hatte er persönlich Gelegenheit gehabt, von 
fremden Münzstätten Einsicht zu nehmen, 1850 hatte er diejenigen von 
Straßburg, Brüssel und Paris besucht, im September 1351 diejenigen von 
Karlsruhe, Stuttgart und München, wo er gleichzeitig einen Auftrag des 
Postdepartements betreffend den Druck von Briefmarken ausführte. An- 
fangs Juli 1852 legte er dem Finanzdepartement nach wiederholten 
früheren Anregungen einen ausführlichen Bericht über die Errichtung 
einer schweizerischen Münzstätte vor. Der Bundesrat hat dann im Januar 
1853 wenigstens die Erwerbung des zu liquidierenden Werkzeugmaterials 
von der Münzreform beschlossen. Zur Gründung der eidgenössischen 
Münzstätte wurde erst im folgenden Jahre geschritten. 
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Im März 1853 endlich legte die Münzkommission ihren Schlußbericht 
vor, der trotz der Verzögerung und Verteuerung der Münzreform doch 
mit Genugthuung konstatieren konnte, daß kaum ein anderes Land eine 
so großartige Operation so rasch und so befriedigend durchgeführt habe. 
«Über Erwarten schnell und leicht fand sich das Publikum in das neue 
System», und mit wenigen Ausnahmen «freut sich jedermann der dadurch 
erlangten Vorteile und Erleichterungen im Rechnungswesen und im Ver- 
kehr». Auch die finanziellen Opfer, welche die Münzreform einzelnen 
Ständen auferlegte, sind wesentlich unter dem Voranschlag geblieben. 

Am 9. April 1853 nahm Speiser kollegialen Abschied von der 
Münzkommission, als «gewesener eidgenössischer Experte in Münz- 
sachen». Aber bereits waren andere, noch größere Aufgaben an ihn heran- 
getreten, in denen er seine mit jedem neuen Wirkungskreise wachsende 
Kraft von neuem bewährte. Davon wird im folgenden Abschnitt zu 
reden sein. 


IV. BASELS ANTEIL AN DEN ANFÄNGEN DES 
SCHWEIZERISCHEN EISENBAHNWESENS. 


Als im ersten Viertel und Drittel des XIX. Jahrhunderts die Dampf- 
kraft dem Verkehr dienstbar gemacht wurde und dadurch alle Grund- 
lagen des Transportwesens die tiefgreifendste Umwälzung erfuhren, 
erfreute sich die Schweiz bereits ausgezeichneter Verkehrswege. Auf die 
stolzen Kunststraßen des Berner Patrizierregiments im XVIII. Jahrhundert 
und den Bau der ersten Alpenstraße über den Simplon durch Napoleon I. 
(1800 ff.), waren in den 1820er Jahren die großen Handelsstraßen über 
den Gotthard und den Bernhardin, den Splügen und den Julier gefolgt, 
und Hand in Hand damit giengen umfassende Meliorationen im Straßen- 
netz des schweizerischen Vorderlandes. 

Nun sollte mit einem Male all das mit so großem Aufwand Errungene 
zu einer Zeit, wo es kaum erst begann, die ersehnten Früchte zu tragen, 
durch die Eisenbahnen in Frage gestellt, die übers ganze Land ver- 
breiteten Verkehrsgewerbe, welche auf eine mächtige Hebung glaubten 
rechnen zu dürfen, sollten schon wieder depossediert werden. — Dazu 
kamen weitverbreitete und wohlbegründete Befürchtungen des Landvolks 
vor der preisnivellierenden Konkurrenz der fremden Bodenfrüchte. Endlich 
mußten auch die eigentümlichen Schwierigkeiten, welche die schweizeri- 
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schen Bodenverhältnisse dem Straßenbau entgegenstellten, noch viel mehr 
dem Bau von Eisenbahnen sich hinderlich erweisen. 

Da ist es denn wohl zu verstehen, wenn man in der Schweiz vorerst 
eine zuwartende, in manchen, namentlich in agrikolen Gegenden geradezu 
ablehnende Haltung gegenüber dem neuen Verkehrsmittel einnahm. Zu- 
nächst wurde nur die Dampfschiffahrt auf den Schweizer Seen und auf 
dem Rheine eingeführt, für welche die Fahrbahn nicht erst durch einen 
kunstgerechten Unterbau geebnet werden mußte und welche zugleich 
weit weniger bestehende Interessen verletzte. 

Bei der lebendigen Wechselwirkung der Schweiz mit dem Weltver- 
kehr durch ihre hochentwickelte Exportindustrie, durch ihren starken 
Bedarf an ausländischen Nahrungsmitteln und Rohstoffen und durch den 
lebhaften "Transit über ihre Bergpässe konnte es indessen dabei nicht 
sein Bewenden haben, wenn das Land nicht in der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung zurückbleiben wollte. Bereits hatten außer England und Nord- 
amerika im Laufe der Dreißiger Jahre die sämtlichen vier Grenzländer, 
nebst Belgien und Rußland, das neue Verkehrsmittel sich zu eigen ge- 
macht, und von Jahr zu. Jahr näher und näher rückten die Schienen- 
stränge der Nachbarn an die Schweizergrenze heran, Frankreich und 
Deutschland namentlich gegen Basel, das Haupteingangsthor der Schweiz. 

Der erste, zunächst resultatlose Anstoß zum schweizerischen Eisen- 
bahnbau ist in den Jahren 1835 und 1836 von der Ostschweiz ausge- 
gangen, welche ihren Anschluß an das entstehende mitteleuropäische 
Eisenbahnnetz am zweckmäßigsten den Flußläufen entlang über Basel 
suchte, während Basel selbst durch seine geographische Lage am Abschluß 
der oberrheinischen Tiefebene dieses Anschlusses ohne sein Zuthun 
sicher sein konnte. Zwischen der ablehnenden Haltung des Landvolks 
und dem zuweilen etwas ungestümen Vorwärtsdrängen der industriellen 
Ostschweiz hat daher Basel eine ruhigere, besonnen abwägende Stellung 
bewahrt. 

Ende 1837 wurde den bisherigen sachverwandten Basler Behörden, 
dem Handelskollegium, der Kaufhaus- und der Postkommission, dem 
Finanz- und dem Baukollegium eine besondere Eisenbahnkommission an 
die Seite gestellt. Im Winter 1833/39 hielt Prof. Christoph Bernoulli 
vor einem auserwählten Kreise von Zuhörern eine Reihe von Vorträgen 
über das Eisenbahnwesen. In Zeitungen und in Vereinen wurde die 
Frage erörtert und so das Verständnis dafür in immer weitere Kreise 
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Außer den Interessen der Ostschweiz an dem Verkehr über die 
Bündnerpässe konnten dabei auch diejenigen der weniger aktiven Central- 
schweiz, nebst Bern, Solothurn und den welschen Landesteilen zur Gel- 
tung kommen, und aus dieser allseitigen Prüfung entwickelten sich mit 
immer größerer Sicherheit die festen Grundlinien eines nationalen schwei- 
zerischen Eisenbahnnetzes, wie sie in der Folge nicht nur in den Räten 
durchweg den Sieg davontrugen, sondern zum Segen des ganzen Landes 
auch zur That geworden sind. 

Als erste Bedingung zur Aufschließung der Schweiz für den Bahn- 
verkehr ergab sich eine möglichst direkte Durchbrechung oder Überwin- 
dung des Jurawalles, senkrecht zur Aarelinie, von wo alsdann das natio- 
nale Bahnnetz nach allen Seiten über die gesamte innere Schweiz vom 
Genfer- bis zum Bodensee ausstrahlen sollte. 

Dieser Plan, auf dem das heutige Bahnnetz der Schweiz wesentlich 
beruht, ist keineswegs erst der Einsicht Robert Stephensons im Jahre 
1850 entsprungen, wie gewöhnlich angenommen wird. Er wurde viel- 
mehr schon im Jahre 1845, auf Grund einer umfassenden Würdigung 
der Stellung und des Berufes der Schweiz im ganzen des eben ent- 
stehenden mitteleuropäischen Bahnnetzes durch Georg Stehlin-Dobler in 
Schönthal, den Bruder des spätern Bürgermeisters, einen der hervor- 
ragendsten Basler Industriellen auf der Landschaft, festgestellt und vor- 
gelegt. Ausführliche Pläne und Ausmessungen für die Linie nach Olten 
wurden ‘durch Andreas Merian, «gewesenen Straßen- und Wasserbau- 
inspektor in den Kantonen Basel und Zürich», in der Folge Oberingenieur 
des Kantons Neuenburg, den Erbauer der neuen Hauensteinstraßen (1824 
bis 1833) und daher jedenfalls den gründlichsten Kenner des Geländes 
der Landschaft, ausgeführt. Georg Stehlin schließt seine meisterhaften 
Ausführungen mit den Worten: «Wenn die ÖOrtsinteressen den vater- 
ländischen sich unterordnen, wenn die Überzeugung lebendig wird, daß 
wir nur etwas vermögen durch Einigkeit: dann ist das Gelingen der 
großen Unternehmung und mit ihr eine mächtige Beförderung des allge- 
meinen Wohlstandes gesichert. » 

Nächstdem traten in dieser Frage, außer den früher genannten Basler 
Wirtschaftspolitikern, hauptsächlich drei Männer hervor: die Ratsherren 
Karl Geigy und August Stähelin, sowie Dr. Wilhelm Schmidlin. 

Ein ansprechendes Lebensbild Schmidlins (1810— 1872) hat Prof. 
F. Burckhardt entworfen und mit gutem Porträt im Basler Jahrbuch von 
1893 veröffentlicht. Den Aufwand der gemeinnützigen Gesellschaft und 
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privater Gönner für seine gründliche akademische Durchbildung hat 
Schmidlin dem Gemeinwesen durch sein mannigfaltiges fruchtbares Wirken 
in Wort und Schrift, als ausgezeichneter Redner und gewandter Publicist, 
als Lehrer der Mathematik, seit 1852 als Rektor des neugegründeten 
Realgymnasiums und der Gewerbeschule, seit 1846 im Großen Rate und 
in zahlreichen andern öffentlichen und gemeinnützigen Funktionen, be- 
sonders eben auch im Eisenbahnwesen, reichlich wieder heimgezahlt. 
Seit 1853 war er Beisitzer und seit 1857 ständiges Mitglied des Direk- 
toriums der: Centralbahn. 

Karl Geigy (1798—1861), in der Realschule von Christoph Ber- 
noullin, dann in dem väterlichen Droguengeschäft und in dem größeren 
Handelsgetriebe von Marseille zum tüchtigen Kaufmann herangebildet, 
hat es in jüngeren Jahren verstanden, die Firma Joh. Rud. Geigy, an- 
fangs nur mit bescheidenen Mitteln, mehr und mehr aber mit wachsender 
Kraft, zu einer Großhandlung ersten Ranges emporzuheben. «Was immer 
auf dem Gebiete von Industrie, Handel und Verkehr die Zeit verlangte, 
erkannte er mit scharfem Blick und suchte diesem Verlangen nach 
Kräften entgegen- oder zuvorzukommen.» Unmittelbar nach dem An- 
schluß Badens an den deutschen Zollverein hat er mitgewirkt bei der 
Begründung der mechanischen Baumwollspinnerei seines Bruders Oberst 
Wilhelm Geigy im Wiesenthal. 

Mit den Vierziger Jahren beginnt seine reiche, öffentliche Wirksam- 
keit. Mit Speiser war er einer der Begründer der Bank in Basel und 
beim Zustandekommen des Kreditvereins von 1848 stand seine Firma in 
der vordersten Reihe. In der Kaufhauskommission, ım Finanzkollegium, 
seit 1847 in der Regierung, dem sogenannten Kleinen Rate, war er 
neben Achilles Bischoff wohl der thätigste und einflußreichste Vertreter 
des Basler Handelsstandes. 

Bei den Bahnbestrebungen Basels war er von Anfang an in hervor- 
ragendem Maße beteiligt. An ihn wandte man sich sowohl 1845, als 
dann wieder 1852, als den gegebenen Repräsentanten Basels zur obersten 
Leitung des Centralbahnunternehmens, und nach Speisers frihem Tode 
übernahm er neben dem Präsidium des Verwaltungsrates auch dasjenige 
der Direktion. Er war denn auch der Mann, den der Bundesrat im 
Jahre 1850 neben dem Topographen Ziegler aus Winterthur mit der 
grundlegenden kommerziellen und finanziellen Begutachtung der schwei- 
zerischen Eisenbahnfrage betraute, worüber sofort mehr zu sagen sein 
wird. 


196 


Während Ratsherr Geigy die Ausführung eines nationalen schweize- 
rischen Eisenbahnnetzes durch seine persönliche Mitwirkung ermöglichte 
und in seinen Anträgen an den Bundesrat verfocht, war es neben Speiser 
und Schmidlin hauptsächlich August Stähelin (1812— 1886), der als 
Mitglied der Eisenbahnkommission (seit 1843) und des Großen Rates 
(1844— 1884), als Basler Ratsherr (1848—1853) und als Ständerat (1855 
bis 1866) der Einsicht in die Bedeutung des Eisenbahnwesens überhaupt 
und den nationalen Eisenbahnplänen Basels im besondern bei den Be- 
hörden und namentlich im Großen Rate die Bahn brach. 

Wie wenige andere repräsentiert August Stähelin den idealen Typus 
eines schweizerischen Technikers und Großindustriellen, Volkswirtschafters 
. und Staatsmannes, wie ihn jene Zeit gewaltiger verkehrstechnischer Neu- 
gestaltung nötig hatte. Aus der realistischen Abteilung des Basler Päda- 
gogiums und einer fünfjährigen gründlichen Lehr- und Studienzeit im 
In- und Auslande, hauptsächlich an der polytechnischen Schule zu Paris 
und in der englischen Baumwollspinnerei, hatte er reiche Kenntnisse und 
Erfahrungen in technischen Dingen erworben. Schon anfangs der 1840er 
Jahre befaßte er sich eingehend mit der Elektrizität. Für die bedeutende 
Baumwollspinnerei F. Sarasin & Heußler, welcher er seit 1838 vorstand, 
besorgte er in erster Linie die Generaldirektion in technischer Hinsicht, 
in der Folge aber auch, seit dem Tode des ältesten Teilhabers, Bürger- 
meister Felix Sarasin, die gesamte geschäftliche Oberleitung. Und darüber 
weit hinaus hatte er offenen Sinn und gründliches Verständnis für allge- 
meinere, volkswirtschaftliche Dinge. 

Schon als Pariser Student benützte er unfreiwillige Ferien, die er 
im Jahre 1832 der Cholera wegen in Basel zubrachte, zum Studium der 
Staatswissenschaften, und von neuem warf sich der inzwischen zur vollen 
Erfahrung des Mannesalters Ausgereifte im Jahre 1853 auf das Studium 
der Nationalökonomie. 

Zehn Jahre lang hat er alsdann, als Nachfolger ]J. J. Stehlins und 
Rudolf Merians, Basel mit Auszeichnung im Ständerat vertreten (1855 
Bis 13860 "und 1861-1866), im Dezember 1357 ;wurde .er Präsident 
dieser Behörde. . Im August 1860 nahm er teil an der Zollenquete 
in Paris, im Frühjahr 1865 war er mit Landammann Heer und Konsul 
Hirzel aus Leipzig Delegierter des Bundesrates zu den Handelsvertrags- 
verhandlungen mit Deutschland in Stuttgart, im Frühjahr 1868 des- 
gleichen in Berlin. Von 1871—1886 war er Präsident des Verwaltungs- 
rates der Centralbahn. 
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In allen Lagen zeichnete er sich durch große Selbständigkeit und 
sachliche Sicherheit des Urteils, durch unbedingte Freiheit von jeder 
persönlichen oder parteipolitischen Rücksicht aus. 

Durch die Vielseitigkeit seiner Durchbildung und die Weite seines 
Horizontes in technischer und volkswirtschaftlicher Hinsicht war er aber 
insonderheit wie kaum ein anderer zur lebendigen Mitarbeit an der großen 
Umwälzung der ‘Verkehrsmittel: seiner Zeit befähigt und berufen. Seine 
öffentliche Wirksamkeit begann er im Jahre 1843 als Mitglied der Eisen- 
bahnkommission, welche -er in der Folge als Ratsherr präsidierte. In 
dieser Stellung hat er neben Achilles Bischoff an der. Regelung des An- 
schlusses der ausländischen, namentlich der badischen Bahnlinien hervor- 
ragenden: Anteil ‘genommen, und die Wiesenthalbahn verdankt neben 
Oberst: Wilhelm Geigy ‚hauptsächlich ihm ihr: Zustandekommen. Anfangs 
der Fünfziger Jahre hat er die Hereinführung des badischen Telegraphen 
von Haltingen nach ‘Basel bewirkt und die Ausführung der Hauptlinien 
des entstehenden: schweizerischen Telegraphennetzes von: Basel nach 
Chiasso und von :Genf.nach dem Bodensee durchsetzen‘ helfen. 

An’ dieser Stelle kommt hauptsächlich sein Anteil an der Begründung 
des schweizerischen Eisenbahnwesens in Frage. Sein Eintritt in die 
Eisenbahnkommission ‚und in“den Großen Rat fällt genau zusammen mit 
der Abklärung. der nationalen Eisenbahnpläne Basels. durch die entschei- 
 denden Vorarbeiten Andreas Merians und Georg Stehlins. Gegenüber 
der zürcherischen Nordbahn, welche den Schwerpunkt des gesamten 
schweizerischen Eisenbahnverkehrs unverhältnismäßig. weit nach Osten 
(Turgi). verschoben haben würde, wurde das Basler Projekt einer direkten 
centripetalen Oltenbahn, mit Verzweigung von. Olten nach’ Zürich, nach 
Luzern, nach Solothurn (Bern) und Biel (Westschweiz), nicht nur in der 
Mittel- und Westschweiz, sondern’ auch ‘von 'unbefangener und kom- 
petenter Seite in der Ostschweiz, als das eigentlich nationale rückhaltlos 
anerkannt und mit warmen patriotischen Worten eindringlich empfohlen. 

Auf dieses Projekt konzentrierten sich nunmehr alle Bahnbestrebungen 
Basels.. Mit Dr. Schmidlin als Sekretär kam eine Gesellschaft zustande, 
an deren Spitze im Herbst 1845. Karl Geigy trat. Der Große Rat erteilte 
ihr nach einer ausgezeichneten . Därlegung Stähelins als Sprecher der 
Eisenbahnkommission die Konzession. Desgleichen der Kanton Solothurn. 
Bei den übrigen beteiligten Kantonen dagegen stieß die Konzessionierung 
vorerst auf unüberwindliche Schwierigkeiten. Während Zürich die erste 
Teilstrecke seiner Nordbahn bis Baden wirklich ausführte und dieselbe 
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im Sommer 1847 eröffnete, mußte die Ausführung der Oltenbahn vor- 
läufig unterbleiben. 

Die Wirren der Sonderbundszeit und die darauf folgende Konstituie- 
rung der neuen Eidgenossenschaft brachten alle kantonalen und lokalen 
Eisenbahnbestrebungen zum völligen Stillstand. Denn allgemein erwartete 
man nunmehr vom geeinten Bunde eine neue große Wendung, ein ent- 
scheidendes Eingreifen in der Eisenbahnfrage. 

Artikel 21 der Bundesverfassung vom 12. September 1848 ermächtigt 
den Bund ausdrücklich zur Errichtung und zur Unterstützung öffentlicher 
Werke im allgemeinen Interesse. Nach der Geschäftsverteilung des 
Bundesrates vom 29. November 1848 wäre es nun Sache des Verkehrs- 
departements unter Bundesrat Naeff gewesen, die Eisenbahnfrage energisch 
ın die Hand zu nehmen. 

Indessen stand die Bundesverwaltung und auch die Bundesversamm- 
lung, insonderheit in ihren ostschweizerischen Gliedern, der Sache vorerst 
mit großer Scheu und Zurückhaltung gegenüber. Zwar begannen die 
verkehrspolitischen Besorgnisse und die agrarischen Widerstände allmäh- 
lich zu schwinden. Um so stärker trat das finanzielle Bedenken, ob und 
wie weit sich der junge Bund auf Unternehmungen von solcher Trag- 
weite einlassen dürfe, ohne seinen Bestand zu gefährden, in den Vorder- 
grund. Noch lag ja überhaupt keine Erfahrung über die Gestaltung der 
Bundesfinanzen vor, und weit verbreitet war die Besorgnis, ob die ver- 
fassungsmäßigen Einkünfte des Bundes auch nur für den allernächsten 
Bedarf der Verwaltung hinreichen würden. Dazu kamen nicht unbe- 
gründete politische Bedenken über die Opportunität einer raschen Eirle- 
digung gerade dieser Frage durch den Bund. Denn mehr als auf jedem 
andern Gebiete war hier eine Lösung gar nicht möglich, ohne zahlreiche 
lokale und regionale Interessen zu verletzen. 

So beschränkte sich denn die Bundesverwaltung ein volles Jahr hin- 
durch auf die Centralisation und Neuordnung der bereits bestehenden 
Verkehrsrechte, Post und Zoll, deren Regelung, wie wir sahen, in erster 
Linie im ganzen Lande ersehnt und vom Bunde gefordert wurde, und 
welche zugleich das finanzielle Fundament des Bundes zu liefern bestimmt 
waren. Sobald dies aber endgiltig eingeleitet und gesichert war, erteilte 
die Bundesversammlung unterm ı8. Dezember 1849 dem Bundesrate den 
Auftrag, unter Zuziehung unbeteiligter Experten den Plan für ein allge- 
mein schweizerisches Eisenbahnnetz auszuarbeiten, ferner den Entwurf zu 
einem Expropriationsgesetz, und endlich Gutachten und Anträge betreffend 
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die Beteiligung des Bundes, beziehungsweise im Falle des Privatbaus, 
betreffend die Konzessionsbedingungen vorzulegen. 

Am raschesten fertig war das Expropriationsgesetz, das schon am 
ı. Mai 1850 zur Annahme gelangte. 

Als technischen Experten berief der Bundesrat den Engländer Robert 
Stephenson, den Sohn des Erfinders der Lokomotive, Georg Stephenson, 
welcher «unter der thätigen und sachkundigen Mitwirkung und auf Grund 
sorgfältiger Studien seines Gehilfen, des Londoner Ingenieurs Henry 
Swinburne», zu demselben Plane gelangte, wie fünf Jahre zuvor Georg 
Stehlin. Sein Gutachten vom 12. Oktober 1850, übersetzt von Dr. Schmid- 
lin, mißt die größte Bedeutung für das schweizerische Bahnnetz einem 
Schienenstrange zu, welcher «Basel, den großen Markt der Schweiz, mit 
den Alpenpässen und mit Zürich, dem Hauptsitze der Industrie, ver- 
bindet». Diese Linie sei aber nicht, wie Zürich wollte, den Flußläufen 
des Rheines, der Aare und der Limmat entlang zu führen, sondern durch 
den untern Hauenstein. Die Linie von Basel zur Aare mit Fortsetzung 
nach Luzern bilde den Schlüssel des ganzen schweizerischen Bahnnetzes, 
und da Luzern das westliche Thor zum Gotthard sei, so müsse sich auch 
diese Zufahrtslinie so viel wie möglich westlich halten. — Als sicher 
rentierende Linien empfehlen die Experten sofort in Angriff zu nehmen 
die Strecken Basel-Olten und die Aarelinie Solothurn-Zürich, eventuell 
auch Zürich-Rorschach. Bern-Thun wäre über Lyß an die Wasserstraße 
nach Solothurn und nach Yverdon oder an eine spätere Bahnlinie Solo- 
thurn-Yverdon-Genfersee anzuschließen. 

Für die Prüfung der Eisenbahnfrage in kommerzieller und finanzieller 
Hinsicht wandte sich der Bundesrat an den Basler Ratsherrn Karl Geigy 
und an den Ingenieur Melchior Ziegler von Winterthur, welche im 
Sommer 1850 längere Zeit in Bern darüber berieten und in der Folge, 
am 4. September, als die Experten des Bundesrates in Eisenbahnsachen 
bezeichnet wurden. Als Sekretär, allerdings mit sehr selbständigem 
Denken und Wollen, war ihnen Dr. Schmidlin beigegeben, der neben 
der Redaktion des Protokolls als tüchtiger Mathematiker auch die damals 
überaus schwierigen Frequenz- und Rentabilitätsberechnungen besorgte, 
und sich überdies an den mündlichen Erörterungen der beiden Experten 
ausgiebig beteiligte. 

Aus der Privatkorrespondenz Schmidlins mit Speiser ist zu ersehen, 
daß die Sache im Bundesrate recht mangelhaft vorbereitet war. Schmid- 
lin hatte geradezu den Eindruck, die Frage sei noch gar nicht studiert 
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worden. In Basel war allerdings ganz anders vorgearbeitet, zumal durch 
das Wochenblatt, und als die Seele dieser Erörterungen erscheint neben 
Schmidlin wiederum Bankdirektor Speiser. 

Die grundsätzliche Frage, ob Eisenbahnen für die Schweiz wünschens- 
wert seien, wurde von beiden Experten im Interesse der nationalen Pro- 
duktion und der geistigen und materiellen Wohlfahrt des Landes unbe- 
dingt bejaht. Der besonders im Kanton Bern verbreiteten Besorgnis für 
den Fremdenverkehr begegnen sie damit, daß desto mehr Leute sich 
den Genuß des Reisens verschaffen können, je weniger Zeit und Geld 
dasselbe beansprucht. Wenn dann auch bei größerer Schnelligkeit des 
Verkehrs der Gewinn auf dem einzelnen Reisenden kleiner wird, so 
fällt doch der Gesamtgewinn wegen der größeren Zahl der Besucher 
höher aus, was in der Schweiz durch Extraposten und Dampfschiffe be- 
reits bewiesen sei. Die Behauptung, daß die Eisenbahnen den Verkehr 
einseitig nur in den End- und Hauptpunkten steigern, dagegen die 
Zwischenstationen lahmlegen und die bestehenden Straßenzüge der Ver- 
ödung preisgeben, wird anhand der belgischen Verkehrsstatistik wider- 
legt: «Die Bahnen heben das Gewerbe der Fuhrleute nicht auf, sondern 
verändern nur die Richtung seiner IThätigkeit.» Dagegen wird das Be- 
denken der Agrarier, «daß wir durch den erleichterten Transport wohl- 
feileres Brod erhalten werden», unumwunden zugegeben, zugleich aber 
auch als entschiedener Fortschritt, als Sicherung gegen Mißwachs und 
enzune beorubr: denn "ses "giebt mehr. Leute, die ‚Brod essen, als 
solche, die Getreide verkaufen». 

Viel zaghafter traten die Experten an die finanzielle Seite der Sache 
heran. Eine Finanzierung des Eisenbahnbaus in der Schweiz durch 
Privatgesellschaften ohne Beteiligung des Staates hielten sie zur Zeit für 
aussichtslos. Denn auf dem internationalen Geldmarkte sei an die Stelle 
der früheren Vorliebe für Eisenbahnen ein tiefes Mißtrauen getreten, die 
meisten Bahnaktien seien entwertet, das Kapital entmutigt. Die Schweiz 
zumal werde wegen ihrer dem Bahnbau ungünstigen Bodengestaltung bei 
der Aufbringung der Baugelder besonders schweren Stand haben. Nur 
bei staatlicher Zinsgarantie werden sich die Kapitalien finden. Eine solche 
sei aber auch wohl gerechtfertigt. So gut wie der Straßenbau mit großen 
Opfern vom Staate gefördert werde, und noch mehr, verdiene diese 
«vollkommenste Straße» die Unterstützung des Staates. Die Finanzen 
der Kantone sind dazu freilich nicht stark genug. Der Bund muß sich 
beteiligen und er hat hier die beste Gelegenheit, für die größern Vorteile 
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der Gebirgsgegenden aus der Übernahme der Posten ein gewisses Äqui- 
valent zu schaffen und das gestörte Gleichgewicht wieder herzustellen 
durch Ermöglichung des Bahnbaus zunächst im schweizerischen Vorder- 
lande. Dem Bunde wird '/,, den Kantonen ?/, des von Dr. Schmidlin 
auf jährlich höchstens ı'/,—2’/, des Anlagekapitals berechneten Ertrags- 
ausfalles zugedacht. Von einer stärkeren Beteiligung des Bundes und 
von direktem Bau und Betrieb durch den Bund sahen beide Experten 
ab, teils aus Rücksicht auf die noch nicht genügend abgeklärte Finanz- 
lage der Eidgenossenschaft, hauptsächlich aber aus politischen föderalisti- 
schen Rücksichten. 

Diese letztern waren auch maßgebend für Geigys Finanzierungsplan. 
Im Gegensatz zu seinem Kollegen Ziegler, welcher, abgesehen von der 
3'/,’/, Zinsgarantie des Bundes und der Kantone, alles übrige der Privat- 
thätigkeit und den kommunalen und kantonalen Leistungen überlassen 
wollte, trat Geigy für den Staatsbau ein. Während aber Speiser und 
Schmidlin direkte Staatsanleihen befürworteten, und Achilles Bischoff, der 
unerschütterliche Optimist und Centralist, den Bau und Betrieb durch 
den Bund, mit andern Worten also die reinen Bundesbahnen im vollsten 
Sinn des Wortes forderte, war die Scheu vor einer so gewaltigen Aus- 
dehnung der Centralgewalt des Bundes bei Geigy entscheidend für eine 
starke Beteiligung der Kantone. In vollkommen richtiger Würdigung 
des in dieser Hinsicht damals Zuträglichen und Möglichen suchte Geigy 
einen Mittelweg einzuschlagen, eine Verbindung der unverkennbaren 
Vorteile der Privatunternehmung mit dem öffentlichen und allgemeinen 
Charakter des Bahnbaus und -Betriebs herzustellen. Sein Plan war 
folgender. 

Für jede beschlossene Bahnlinie bestellt der Bundesrat mit den be- 
teiligten Kantonsregierungen einen Verwaltungsrat, der das nötige Kapital 
namens des Bundes gegen Ausgabe von «Eisenbahnpartialen» aufbringt. 
Abweichend von einer festen Anleihe haben diese Partialen, außer dem 
staatlich garantierten Zinsminimum von 3'/,°/, nach Art von Aktien An- 
spruch auf Anteil an einem eventuellen Reingewinn der Unternehmung. 

Es verdient beachtet zu werden, mit welch hohem Grade patrioti- 
scher Unbefangenheit Geigy die Intervention des Staates auf diesem 
Gebiete als Schutz gegen kapitalistische Monopolwirtschaft anruft, und 
überhaupt die praktischen Vorzüge der Privatunternehmung mit der 
Wahrnehmung der allgemeinen Interessen durch den Staatsbetrieb zu 
vereinigen, die Nachteile beider Systeme zu vermeiden trachtet. 
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Für den Staatsbau ist ihm die Auffassung wegleitend, daß die Eisen- 
bahnen vollkommenere Straßen und Posten sind. Wenn diese beiden 
schon bisher in das unbestrittene Gebiet der Fürsorge des Staates fallen, 
warum sollten sie auf ihrer höheren Stufe derselben entbehren? Nach- 
drücklich macht er darauf aufmerksam, daß sich das wohlverstandene 
Interesse einer Privatgesellschaft durchaus nicht immer mit dem allge- 
meinen Interesse deckt. Nachdrücklich warnt er davor, Monopole, wie 
es Eisenbahnkonzessionen sind, auf Jahre hinaus an Privatgesellschaften 
auszuliefern. Gegenüber den zahlreichen Beispielen des Rückkaufs von 
Privatbahnen durch den Staat sei kein einziges in umgekehrtem Sinne 
bekannt. 

Gegen eine staatliche Eisenbahnanleihe führt er hauptsächlich das 
viel zu hohe Zinserfordernis von 4'/, bis 5°/, ins Feld. Mehr als 3'/,, 
höchstens 4°/, Zins dürfe das Anlagekapital keinesfalls kosten, eher wäre 
auf den Eisenbahnbau ganz zu verzichten. Bei einem garantierten Zins von 
3'/,’/, aber würde die Aussicht auf Anteil am eventuellen Reingewinn 
unfehlbar ihre Zugkraft auf breite Kreise des Mittelstandes ausüben und 
die ganze Sache zu einer Art Nationalunternehmen stempeln. Gerade 
aber in der Beteiligung aller Volksklassen erblickt er den größten Vorteil 
für das Gelingen und Gedeihen desselben. 

Wie richtig Geigy die Stimmung im Lande beurteilte, indem er 
diese Kombination zwischen Staats- und Privatbetrieb forderte, hat die 
Folge gezeigt. Die Versuche Achilles Bischoffs und Dr. Schmidlins, ihn von 
seinem «Aktienmittel» abzubringen und für eine staatliche Eisenbahnanleihe 
zu gewinnen, verfiengen nicht. Schmidlin trat infolge dessen als Sekretär 
der Expertenkommission zurück. Der letzte Abschnitt des Gutachtens 
ist nicht mehr von ihm verfaßt. 

So große Anerkennung die Selbständigkeit und durchgreifende Kon- 
sequenz des Urteils bei Schmidlin und Speiser verdient, so war doch auf 
Seite Geigys in diesem Fall das größere Maß von Weisheit und Einsicht 
in das zur Zeit Erreichbare. Weder für eine so große Staatsschuld und 
die damit verbundene Gefahr der Abhängigkeit von fremden Geldmärkten, 
noch für die Übernahme des gesamten Bahnwesens war der junge Bund 
damals finanziell stark genug oder politisch hinlänglich gefestigt. Dazu 
kam die wachsende Feindschaft des Zeitgeistes gegen jede Einmischung 
des Staates in wirtschaftliche Unternehmungen, welche, von England aus- 
gehend, wie in Basel, so auch in der Ost- und Westschweiz mehr und 
mehr Schule machte. 
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Nahezu zwei Jahre lang wogte nun der Kampf der Meinungen über 
das Für und Wider der Staats- und der Privatunternehmung, ohne zu 
einer Einigung zu führen. Wesentlich gemäß den Anträgen Geigys 
und der technischen Experten stellte der Bundesrat im Frühling 1851 
Gesetzesentwurf und Botschaft über das Eisenbahnwesen fest. Zur Auf- 
klärung des Volkes, namentlich des nicht industriellen Mittellandes, ließ 
er in deutscher und französischer Sprache populäre Flugschriften erstellen. 
Die deutsche, von Dr. Schmidlin verfaßt, widerlegt ähnlich dem ersten 
Teile des Expertengutachtens die Besorgnis vor Verödung der Land- 
straßen und der kleineren Orte infolge des Bahnverkehrs, wägt dessen 
Nachteile und überwiegende Vorzüge für die Landwirtschaft und die 
ganze nicht industrielle Produktion der Schweiz sorgfältig gegeneinander 
ab und setzt die allgemeine Verkehrserleichterung der Eisenbahnen in 
ein helles Licht. 

Ein Jahr darauf kam die Sache in der Bundesversammlung zum 
Austrag. Wie schon die beiden kommerziellen Experten des Bundes- 
rates von 1850, so vertraten die beiden Fraktionen der nationalrätlichen 
Eisenbahnkommission vom Mai 1852 widerstreitende Standpunkte. Die 
Mehrheit, darunter Achilles Bischoff und Stämpfli, trat in einem von 
Peyer im Hof mit hinreißendem Schwung der Gedanken und berauschen- 
dem Glanz der Rede abgefaßten Berichte nur allzu entschieden für 
reine Bundesbahnen ein, — die wesentlich ostschweizerische Minderheit 
unter Alfred Eschers Führung für Überlassung der ganzen Sache an 
die Kantone und damit an die Privatunternehmung, d. h. an die Zer- 
splitterung und den gegenseitigen, Kräfte aufreibenden Kampf der Sonder- 
bestrebungen. 

Entgegen der numerischen Gruppierung für und wider in der Kom- 
mission, fiel die Entscheidung im Rate zugunsten der Privatunternehmung 
aus, hauptsächlich infolge der Haltung der welschen und der Central- 
schweiz, sowie der bernischen Konservativen. Alles, was die Freunde 
der Staatsbahn retten konnten, war der Artikel 12 des Eisenbahngesetzes, 
der dem Bunde wenigstens die Fürsorge für Sicherung der technischen 
Einheit im schweizerischen Eisenbahnwesen übertrug. Im Nationalrat 
war es Peyer im Hof, im Ständerat der Vertreter Basels, ]- ]. Stehlin, 
der diese Bestimmung durchsetzte, wie denn überhaupt zu konstatieren 
ist, daß eine positive Lösung der schweizerischen Eisenbahnfrage nach 
nationalen Gesichtspunkten unzweifelhaft in Basel ihren stärksten Rück- 
halt hatte. Wenn es nach dem Sinne der damaligen Vertreter und Bahn- 
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fachmänner Basels gegangen wäre, so hätte die Schweiz ihre Bundesbahnen 
schon 50 Jahre früher erhalten. 

Durch den Entscheid der Bundesversammlung vom 26. und 28. Juli 
1852 ıst das scheinbar bereits im Angesicht des sichern Hafens vor 
Anker liegende Schiff der nationalen Eisenbahnpolitik der Schweiz für 
Jahrzehnte weit hinaus geschleudert worden in die wogenden Stürme 
finanzieller Spekulation und regionaler Interessenpolitik. Nur dem raschen 
Handeln und der äußersten Energie der Basler Wirtschaftspolitiker, haupt- 
sächlich Speisers und Geigys, in der ersten Zeit auch Achilles Bischoffs 
und Georg Stehlins, "ist es gelungen, ‚es flott zu erhalten. Unter ihrer 
kraftvollen Führung ist schon im Jahre 1852 eine neue Centralbahn- 
gesellschaft ins Leben getreten, die Finanzierung und zwei Jahre darauf 
die Rekonstruktion der Unternehmung trotz aller Hindernisse geglückt, 
und alsdann eine Teilstrecke der Bahn nach der andern in Betrieb gesetzt 
worden, bis schließlich im Jahre 1858 unter ungeheuren Opfern auch das 
schwerste Stück Arbeit, die Durchbohrung des Hauensteins, gelang. Damit 
war das große Werk gekrönt: Bern und Luzern waren direkt, die West- 
schweiz über Biel und Solothurn, die Ostschweiz über Aarau an die 
deutschen und französischen Rheinlinien angeschlossen, und die nationalen 
Eisenbahnpläne Andreas Merians, Georg Stehlins und Robert Stephensons 
zum entscheidenden Siege geführt. 

Der weitere Ausbau der schweizerischen Centralbahn, die Erhebung 
der Linie nach Luzern zu einem der wichtigsten internationalen Schienen- 
stränge durch den Bau der Gotthardbahn und damit zugleich die Erhebung 
der Schweiz zu einem Transitlande ersten Ranges, ist schon in den vier- 
ziger Jahren von den Brüdern Stehlin klar ins Auge gefaßt, und nach 
dem Entscheide vom Juli 1852 von Ingenieur Koller, Direktor Speiser 
und in der Folge von Dr. Schmidlin gründlich durchgearbeitet worden. 
1853 fand in Luzern eine erste Gotthardbahnkonferenz statt, zu welcher 
hauptsächlich Speiser das Material geliefert hat. Aber erst in den sechs- 
ziger und siebziger Jahren gewann das Unternehmen festere Gestalt, 
und unter den Männern, welche seine Ausführung gesichert und einer 
glücklichen Vollendung entgegengeführt haben, stehen neben dem Zürcher 
Dr. Alfred Escher die Basler: Bürgermeister J. J. Stehlin und Direktor 
Schmidlin in der vordersten Reihe. 
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V. BÜRGERMEISTER JOHANN JAKOB STEHLIN, 
EIDGENÖSSISCHER KOMMISSÄR AN DER NORDGRENZE 1849 
UND 
OBERST. "HANSZTIWIERAND. 
EIDGENÖSSISCHER OBERINSTRUKTOR DER INFANTERIE. 


Bisher war von Werken des Friedens die Rede, in denen Basler 
Bürger dem ganzen Lande den Weg zur Einheit geebnet haben. Auf 
politischem und militärischem Gebiete treten die Leistungen Basels bei 
der Begründung der heutigen Eidgenossenschaft hinter denjenigen anderer 
Kantone zurück. Man brauchte in Basel Zeit, um sich in den neuen 
Verhältnissen zurechtzufinden und ihnen anzupassen. Unter den Männern, 
welche von vornherein entschlossen waren, mit der Vergangenheit zu 
brechen und mit den regenerierten Kantonen energisch vorwärts zu 
marschieren, war der nachmalige Bürgermeister ]J. J. Stehlin (1803 bis 
ı879) der hervorragendste. Er war zugleich bis auf Wilhelm Klein 
unter den Führern der Linken der einzige, welcher zum eidgenössischen 
Staatsmanne größeren Stiles ausgewachsen ist. 

Der Vater, Zimmermeister J. J. Stehlin, von Benken auf der Land- 
schaft, war um das Jahr 1800 seinem Bruder Hans Georg Stehlin (s. o. 
S. 145) nachgefolgt und nach der Stadt übergesiedelt. Seit seinem frühen 
Tode sorgte der Oheim in vorzüglicher Weise für eine tüchtige Ausbil- 
dung der Kinder. Jakob Stehlin ergriff den väterlichen Beruf und durch- 
zog nach bestandener Lehrzeit als wandernder Zimmergeselle und zugleich 
als lernbegieriger Schüler der Baukunst die Länder deutscher Zunge bis 
nach München und Wien, nach Berlin und Hamburg, um sich alsdann 
in der Heimat als Baumeister aufzuthun. Schweren Herzens hat er im 
Sommer 1833 den Auszug gegen die Landschaft mitgemacht. Aber mit 
seltener Geistesgegenwart deckte er am 3. August als Artillerieoffizier 
mit seinem Geschütz den Rückzug der Basler durch die Hard. Seit jener 
Zeit gehörte er dem Großen Rate an, von 1834 bis zu seiner Bürger- 
meisterwahl, 1858, dem Baukollegium und seit 1837 dem Militärkollegium. 
Den Vorschlägen zur Basler Verfassungsänderung von 1846, welche dem 
Großen Rate anstatt des Amtsbürgermeisters ein eigenes Präsidium 
und dadurch viel mehr Selbständigkeit gegenüber der Regierung verlieh, 
hat Stehlin sehr nahe gestanden. Er selbst wurde 1847 zugleich mit 
Karl Geigy und Achilles Bischoff Mitglied der Regierung und übernahm 
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darin das Militärwesen, das eine stramme Leitung längst bedurfte. 
Zugleich trat er kräftig für eine eidgenössische Politik Basels in die 
Schranken. Zur Tagsatzungsinstruktion vom Sommer 1847 stellte er 
die Forderung, daß der Sonderbund als verfassungswidrig erklärt werde. 
Und wie er 1845 seine Truppe an der gewaltsamen Befreiung des 
wegen politischen Preßvergehens inhaftierten Redaktors der National- 
zeitung, Dr. Karl Brenner, nicht verhindert, sondern sie nur vor Aus- 
schreitungen in der Uniform gewarnt hatte, so half er jetzt durch seine 
eindringliche Verwendung im Großen Rate das Aufgebot der Basler 
Milizen im Sonderbundskriege durchsetzen. Im Jahr darauf wurde er 
eidgenössischer Oberst, und als es nun Ernst wurde mit der Verwirk- 
lichung des schweizerischen Bundesstaates, da war Stehlin unter den 
Basler Staatsmännern der bedeutendste Vertreter des eidgenössischen 
Gedankens und einer der wenigen, welche sich von Anfang an ganz 
auf gleichem Boden mit den regenerierten Ständen befanden. Bei der 
erstmaligen Bestellung der Bundesversammlung wurde er als Abgeordneter 
Basels in den Ständerat entsandt, wo ihm seine Tüchtigkeit von vorn- 
herein besonderes Ansehen verschaffte und ihm den Zutritt zu den meisten 
wichtigeren Kommissionen öffnete. 

In den praktischen Aufgaben der großen Politik richtete der Bundes- 
rat gleich beim ersten Anlaß sein Augenmerk auf Oberst Stehlin, indem 
er ihn unterm 28. November 1848 an Stelle von Bundesrat Munzinger 
als eidgenössischen Kommissär im Tessin zur Regelung der Sache der 
italienischen Flüchtlinge gegenüber Radetzky ernannte. Stehlin hat diesen 
Auftrag, ebenso wie seine Wahl (5. Februar 1849) zum Experten des 
Bundesrates für die Untersuchung und Schätzung der vom Bunde zu 
erwerbenden kantonalen Pulvermühlen, amtlicher und privater Geschäfte 
halber abgelehnt. Doch sollte bald ein neuer und zwingenderer Anlaß 
zur Übernahme einer ähnlichen Aufgabe eintreten. 

Wie vordem die badischen Legitimisten, so fluteten im Juli 1849 
die Revolutionsscharen, durch die deutschen Exekutionstruppen unter 
dem Prinzen von Preußen, dem nachmaligen Kaiser Wilhelm I., zu Paaren 
getrieben, nach der Schweiz herein, wo sie nicht nur Verständnis und 
warme Sympathien, sondern bewaffneten Zuzug zu finden hofften. 

Da hatte nun der neue Schweizerbund seine politische Feuerprobe 
zu bestehen. Der Bundesrat hatte zu beweisen, ob er gewillt und auch 
gegen die Gunst des Volkes staatsmännisch sicher und stark genug sei, 
die neutrale Stellung der Schweiz inmitten der Staaten Europas zu 
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wahren. Gegenüber dem blinden Drängen zur allgemeinen Völker- 
befreiung bedurfte es ein außerordentliches Maß von Weisheit und 
Mäßigung, um das noch unerprobte Schifflein des schweizerischen Bundes- 
staates durch die hochgehenden Wogen des Völkermeeres richtig zu 
steuern. Dem allverehrten Bundespräsidenten Dr. Furrer ist es gewiß 
sehr schwer geworden, die Ausweisung der Revolutionsführer und der 
Rückfälligen, welche im ganzen Lande als demütigende Verleugnung des 
Asilrechtes gebrandmarkt wurde, zu bewilligen. Nicht umsonst bezeichnet 
er Ende 1849 in einem Brief an LaRoche, dieses Jahr seiner ersten Prä- 
sidentschaft als «jedenfalls das unglücklichste seines Lebens». Wenn die 
Verhältnisse sich nicht bedeutend ändern, so wäre es ihm unmöglich, 
lange mehr auszuhalten. 

Zur Entwaffnung und Internierung der 10—11,000 Flüchtlinge war 
eine Grenzbesetzung unerläßlich. Mit der Oberleitung derselben wurde 
zunächst Nationalrat Oberst Hanauer von Baden i. A. betraut, der jedoch 
gerade zu der Zeit, wo sich die Schwierigkeiten am höchsten zu türmen 
begannen, seinen Rücktritt erklärte. 

An seiner Stelle ernannte der Bundesrat unterm 7. Juli 1849 zum 
eidgenössischen Kommissär an der nördlichen Schweizergrenze mit Sitz 
in Schaffhausen Oberst Stehlin, der am ı1. Juli (die Geschäfte von 
Hanauer übernahm. Diese Wahl wurde überall mit Einmut begrüßt, 
als die eines ganzen Mannes von echtem Schrot und Korn, von festem 
Charakter und durchgreifender Energie, der seiner schwierigen Aufgabe 
vollkommen gewachsen sei und die Schweiz würdig vertreten werde. 

Stehlin hat diese Erwartungen nicht getäuscht und er sollte sofort 
Anlaß finden, sich darüber auszuweisen. Als eidgenössischem Kommissär 
lag ihm ob, zu handen des Bundesrates über die politischen Ereignisse 
und namentlich über die Truppenbewegungen in den Nachbarländern 
möglichst zuverlässige Berichte zu verschaffen und im Notfall, bei An- 
näherung fremder Truppen oder stärkerem Andrang von Flüchtlingen, die 
nötigen Mannschaften aus den nächsten Kantonen einzuberufen; sodann 
alle Flüchtlinge zu entwaffnen, Namen und Herkunft derselben zu kon- 
statieren und sie, möglichst getrennt, auf acht Stunden Distanz von der 
Grenze zu internieren. 

Bei seinem Amtsantritt galt es zunächst, in den argen Wirrwar 
der willkürlichen Zu- und Abschiebungen der Flüchtigen von einem 
Kanton zum andern Klarheit und Ordnung zu bringen, desgleichen in die 
Behandlung der den Flüchtigen abgenommenen Waffen und Wertsachen, 
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und in die Auslieferung der von denselben im Badischen requirierten 
Pferde und Fuhrwerke. Bald aber drohte ein viel ernsterer Konflikt, 


welchem zwar, nach seiner befriedigenden Lösung durch Oberst Stehlin, 


heute kaum mehr besondere Bedeutung beigelegt wird, der aber im 
Sommer 1849 das ganze Land und namentlich die Bundesregierung in 
Bern eine kurze Zeit hindurch in atemlose Spannung versetzt hat. 

Am 21. Juli besetzte eine Kompagnie Hessen per Dampfschiff von 
Konstanz her die badische Enklave Büsingen. Damit war durch Be- 
nützung des schweizerischen Stromgebiets des Rheines die Schweizer- 
grenze verletzt. 

Sofort wurde die Enklave samt dem Schiff durch Oberstbrigadier 
Müller von Zug gesperrt und der Kommandant jener deutschen Abteilung 
auf sein eigenmächtiges Vorgehen aufmerksam gemacht. Dem badischen 
Civilkommissär, dem Grafen Hennin, der darauf in Schaffhausen bei 
Oberst Stehlin vorsprach, erklärte Stehlin den anerbotenen Rückzug der 
deutschen Truppen nur unter der Bedingung gestatten zu können, 
daß dieselben bei ihrem Marsch durch Schweizergebiet die Waffen ab- 
legen und dieselben unter eidgenössischer Bedeckung sich vor- oder nach- 
führen lassen würden. Diese Bedingung erklärte Graf Hennin als unver- 
einbar mit der militärischen Ehre. Stehlin aber beharrte darauf. 

In bedrohlicher Weise wurden nun größere deutsche Truppenmassen 
in der Umgebung zusammengezogen, und Tags darauf erschien eine 
zweite Abordnung mit der schriftlichen Erklärung, daß bei der Besetzung 
von Büsingen keinerlei Verletzung des Schweizergebietes beabsichtigt 
worden sei. «Auf der freien Wasserstraße des Rheines» sei jede Ver- 
letzung von Hoheitsrechten ausgeschlossen. Stehlin möge daher jener 
Truppe freien Abzug gewähren. 

Damit kamen aber die deutschen Vertreter an die unrechte Adresse. 
Stehlin war nicht nur im Falle, die thatsächliche Verletzung des Schweizer- 
gebietes in staatsrechtlicher Hinsicht, sondern zudem das Bewußtsein 
davon bei der Leitung jener hessischen Abteilung nachzuweisen. Er 
beharrte auf der Entwaffnung der Hessen bei ihrer Rückkehr, erklärte 
sich aber damit einverstanden, daß der Entscheid des Bundesrates darüber 
eingeholt werde. 

Der Bundesrat genehmigte unterm 24. Juli Stehlins Verhalten und 
bestätigte seine Anordnungen, so lange bis von der andern Seite Vor- 
schläge gemacht werden, die nach Stehlins Überzeugung ebenso geeignet 
seien, die Rechte und die Ehre des Landes zu wahren. Unverzüglich 


27 


wurden zwei Divisionen aufgeboten, das ganze übrige Bundeskontingent 
nebst der Landwehr der Nordostschweiz auf Piket gestellt und Stehlin 
ermächtigt, im Notfall auch über andere Truppen zu verfügen. Zum 
Oberbefehlshaber ernannte der Bundesrat gleichzeitig General Dufour, 
der am 28. Juli in Bern eintraf. Auf den ı. August wurde die Bundes- 
versammlung einberufen. 

Eine Abordnung aus dem deutschen Hauptquartier, welche am fol- 
genden Morgen, den 25. Juli, beim Bundespräsidenten Furrer in Bern 
vorsprach, um ohne weitere Vollmachten mündlichen Aufschluß zu erteilen, 
wurde vom Bundesrate «wegen unveränderter Sachlage» an den Kom- 
missär verwiesen. 

Gleichzeitig wurde dem letztern angedeutet, wie der Bundesrat 
glaube, daß der Konflikt auf eine für beide Teile ehrenhafte Weise gelöst 
werden könne: Es dürfte dem Wesen der von ihm aufgestellten For- 
derung gleichkommen, wenn eine schriftliche Erklärung abgegeben würde, 
daß die Verletzung des Schweizergebietes ohne Wissen und Willen des 
Militärkommandos stattgefunden habe und die bestimmte Zusicherung 
erfolge, daß künftig derartige Gebietsüberschreitungen ohne Bewilligung 
der schweizerischen Behörden nicht mehr vorkommen werden. Übrigens 
werden die Bedingungen des Abzugs ganz in Stehlins Ermessen gestellt. 

Dem deutschen Bevollmächtigten zu den weitern Verhandlungen 
erklärte Stehlin zunächst, «es könne über die Art des Abzugs der hessi- 
schen Truppen nicht unterhandelt werden, bis eine förmliche Erklärung 
von seite des Generalkommandos abgegeben sei, welche. der Schweiz 
über die stattgefundene Verletzung ihres Gebietes Aufklärung, Genug- 
thuung und Beruhigung zu verschaffen geeignet sei». Darauf wurde 
namens des deutschen Generalkommandos die formelle Erklärung zuhanden 
des eidgenössischen Kommissärs abgegeben, daß die Besetzung von Bü- 
singen ohne Wissen und Willen des Generalkommandos der Reichstruppen 
geschehen sei, daß dabei keinerlei Absicht der Gebietsverletzung oder 
des Rechtseingriffs obgewaltet habe, und daß damit keinerlei Präjudiz für 
die Benützung des Schweizer Rheines als Militärstraße geschaffen werden 
wolle, daß vielmehr das Generalkommando schon früher die gemessensten 
Befehle erteilt habe, mit aller Strenge und Umsicht jedwede Verletzung 
des neutralen Schweizerbodens zu vermeiden, und daß es sich feierlich 
verpflichte, auch ferner an diesem Grundsatze festzuhalten. 

Nachdem diese Erklärung von den deutschen Bevollmächtigten unter- 
zeichnet war, wurde über den Abzug der Hessen aus dem Dorfe Büsingen 
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unterhandelt, und «als maßgebend festgesetzt, daß derselbe nun mit Waffen 
und Gepäck erfolgen könne, jedoch nicht zur Nachtzeit und nicht zu 
Wasser». 

Zwei Vase darauf, am Sonntags. ‚den..30. Juli: mittags ı Uhr, fand 
dann der Abzug der Hessen, überwacht von dem schweizerischen Brigade- 
kommandanten Oberst Müller, statt. Das gesperrte Dampfschiff Helvetia 
wurde auf Gesuch seines Kapitäns gleichfalls unter schweizerischen 
Schutz genommen und kehrte unter eidgenössischer Flagge, von zwei 
schweizerischen Offizieren begleitet, nach dem Untersee zurück. Die 
eidgenössische Bedeckung erwies sich bei der Durchfahrt unter der Brücke 
in Stein als sehr notwendig. Denn in der ganzen Bevölkerung hatte 
diese Grenzverletzung eine tiefgehende Entrüstung hervorgerufen. 

Die Festigkeit, mit welcher Oberst Stehlin dieser ersten Verletzung 
des Schweizerbodens unter der neuen Staatsform entgegentrat, hat ihre 
Wirkung nicht verfehlt. Die Schweiz hatte nach dem Divisionsrapport 
Oberst Gmürs eine ehrenvolle Genugthuung erlangt und war vor ähn- 
lichen Eingriffen nunmehr sicher, «zumal sich unsre Nachbarn sattsam 
überzeugen konnten, wie eifersüchtig die Schweiz auf die Unantastbarkeit 
ihres Gebietes haltet, und daß sie keine Opfer scheut, die Integrität ihres 
Gebietes aus allen Kräften zu handhaben und zu wahren». 

Die ganze Angelegenheit der badischen Flüchtlinge ist für die 
Schweiz ohne weitere kriegerische Verwicklungen abgelaufen. Das Auf- 
gebot der bedeutenden Truppenmacht und die Berufung Dufours erwies 
sich als unnötig. General Dufour trat im Grunde nur noch zur Ent- 
lassung der Truppen in Funktion (am 4., 7. und 9. August). 

Am Tage nach dem Abzug der Hessen von Büsingen begab sich 
Stehlin nach Basel, um die dortigen Kommissariatsgeschäfte, welche bis- 
her Oberstbrigadier Kurz besorgt hatte, an den Basler Polizeivorstand 
Dr. Gottlieb Bischoff, den diplomatischen Teil an den Staatsschreiber 
Felber zu übertragen. Unterm 10. August beantragte er dem Bundesrate 
die Verlegung des Kommissariates von Schaffhausen nach Basel, eventuell 
seine vollständige Aufhebung. Der Bundesrat stellte die Wahl des Sitzes 
seinem Ermessen anheim, ersuchte ihn aber vorerst, «seine Funktionen 
in der bisherigen anerkennenswerten Weise fortzusetzen». Am 15. Au- 
gust ernennt er ihn zum Oberst im Generalstab. 

Im Frühjahr 1853 sandte ihn sein Heimatkanton an Stelle des un- 
heilbar erkrankten Achilles Bischoff in den Nationalrat, wo er als einer 
der einflußreichsten «Bundesbarone» eine hervorragende Stellung einnahm. 


Wiederholt hat er den Nationalrat präsidiert, und als es sich nach dem 
Tode Munzingers (am 6. Februar 1855) um eine Vertretung der Nord- 
westschweiz in der obersten Vollziehungsbehörde handelte, wurde Stehlin 
anfangs Juli 1855 zum Bundesrat gewählt. Auf seinem Landsitz bei 
Bipp hat er das Für und Wider im Beisein von Bundespräsident Furrer 
‘und andern Freunden allseitig erwogen. Sein «republikanisches Pflicht- 
gefühl und etwelche persönliche Neigung» hätten ihm, seinen eigenen 
Worten zufolge, die Annahme der Wahl sehr nahe gelegt. Doch wurde 
der sonst stahlharte Mann in diesem Fall «durch die zarteren Pflichten 
gegen seine Familie» zum Verzicht auf die hohe Würde bestimmt. Seinen 
Platz im Bundesrat nahm dann der Luzerner Schultheiß Knüsel ein. 

Dem Nationalrat hat Stehlin bis anfangs 1875, also bis zum Inkraft- 
treten der revidierten Bundesverfassung angehört, zunächst als einziger 
Vertreter Basels, seit 1863 neben Wilhelm Klein, den ihm die äußerste 
Linke schon bei der Erneuerungswahl von 1857 gegenübergestellt hatte. 

Um die engere Heimat hat sich Stehlin gleichzeitig als Bürgermeister, 
von 1858 bis 1873, hohe Verdienste erworben. Insonderheit ist die 
Niederlegung der Mauern und Wälle und die Stadterweiterung seit dem 
Ende der Fünfziger Jahre großenteils sein Werk. 


* = 
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Die Verdienste Basels um das schweizerische Militärwesen waren in 
der ersten Zeit des Bundes ziemlich spärliche. Bezeichnend für die Sach- 
lage ist, daß noch in dem ersten Etat des eidgenössischen Generalstabs 
vom Februar 1849 unter den zahlreichen Obersten und Oberstlieutenants 
kein einziger Basler und als Major nur einer figuriert. Jakob Stehlin 
war dann der erste Basler Oberst ım Greneralstab. Ebensowenig war 
Basel vertreten in den militärischen Expertenkommissionen des Bundes- 
rates vom 12. Januar 1849 zur allgemeinen Militärorganisation und zur 
Organisation des Unterrichts der Specialwaffen. 

Aber gerade in dieser Zeit patriotischer Erhebung, zum Teil direkt 
genährt durch die Kriegsereignisse im badischen Nachbarlande und die 
Grenzbesetzung von 1849, hat eine lebendigere Teilnahme an der Pflege 
des schweizerischen Wehrwesens auch in Basel Boden gefaßt. 

Als ein Vorläufer der Centralisation auf diesem Gebiete ist der be- 
kannte schweizerische Militärschriftsteller Johannes Wieland (1791— 1832), 
Sohn des Basler Bürgermeisters Johann Heinrich Wieland (s. o. S. 153) 
zu nennen, der nach kurzer, ruhmgekrönter Offizierslaufbahn unter 
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Napoleon (1808—1814) Basler Polizeidirektor wurde und nun statt des 
Degens um so eifriger die Feder für die Verbesserung der schweizeri- 
schen Wehrkraft und für die Anbahnung einer einheitlichen Oberleitung 
derselben führte. Sein militärisches Handbuch sollte nach Heinrich 
Zschokkes Wort jedem schweizerischen Wehrmann als zweite Bibel in 
den Tornister gesteckt werden. 

Zur That und Wahrheit wurden die Absichten Johannes Wielands 
nach vollzogener Einigung des Landes durch seinen Neffen, den eidge- 
nössischen Obersten und ersten Oberinstruktor der Infanterie, Hans Wie- 
land (1825 — 1864). 

Der Vater, August Wieland, Inhaber der Schweighauserschen Buch- 
handlung und Druckerei, sowie der Oheim, Oberst Lukas Landerer, 
waren am 3. August 1833 im Kampf mit der Landschaft gefallen. Der 
wackern Witwe half ein Bruder des Vaters in der Erziehung der sieben 
Waisen. 

Anfänglich eifriger Student der Theologie und begeisterter Tübinger 
Burschenschafter, wurde Hans Wieland durch den frühen Tod seines 
Bruders gezwungen, sich dem Buchhandel zu widmen, um das ererbte 
Geschäft weiter führen zu können. In Frankfurt 209 er.sich. durch eine 
Turnfestrede die Ausweisung aus dem Herzogtum Nassau zu. Er wandte 
sich nach Genf und erlebte dort die Oktoberrevolution von 1846 und das 
radikale Regiment James Fazys. Im Jahre 1847 übernahm er das väter- 
liche Geschäft. Im Basler Intelligenzblatt, das er selbst verlegte und 
durch eigene Mitarbeit in die Höhe brachte, hat er die Genfer Ereignisse 
lebendig geschildert. | | 

Als Rekrut 1845 faßte er zunächst einen ausgesprochenen Wider- 
willen gegen die seinem lebhaften und ideal veranlagten Naturell stracks 
zuwiderlaufende Einzwängung von Körper und Geist in den militärischen 
Drill. Als gemeiner Soldat gedachte er seiner Dienstpflicht zeitlebens zu 
genügen. Dem unablässigen Drängen befreundeter Offiziere gelang es 
indessen doch, ıhn zur Annahme der Korporalsschnüre zu bewegen, und 
von dem Augenblick an warf er sich mit demselben Eifer auf das Studium 
der Kriegswissenschaften, wie vordem auf das der Theologie. Der Basler 
Oberinstruktor Lukas von Mechel, nachmals General in neapolitanischen 
Diensten, entdeckte bald seine hohe Befähigung und suchte ihn auf jede 
Weise zu fördern. Im Sonderbundskriege wäre Wieland gar zu gerne 
in der Linie gestanden, mußte sich aber zu seinem großen Verdruß, gleich 
der übrigen Basler Infanterie, mit dem Garnisonsdienst in Basel begnügen. 
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Auch seine Bemühungen, zum Examen für den kantonalen Geniestab 
zugelassen zu werden, blieben trotz tüchtiger mathematischer Studien 
ohne seine Schuld erfolglos. 1848 wurde er Lieutenant, und Mechel zog 
ihn bereits zur Instruktion der Truppen bei. Rasch avancierte er dann 
zum Hauptmann, zum Major, zum Kommandanten und zum Instruktor 
der Basler Infanterie, als welcher er sich ausgezeichnet bewährte. «Mit 
Beseitigung alles überflüssigen und lästigen Kamaschentums wußte er 
die jungen Milizen rasch in allen Zweigen, welche der Dienst im Felde 
hauptsächlich erfordert, zu tüchtigen Soldaten zu machen.... Die Mann- 
schaften wurden wohl tüchtig herumgeworfen, vom ersten Tage des Ein- 
rückens an fehlte es nicht an Strapatzen, aber die Leute erhielten nicht 
bloß eine mechanische Dressur, sondern ein Verständnis ihrer Aufgabe... 
Auch der Urteilsloseste mußte instinktiv fühlen, daß auf diesem Wege 
etwas aus ihm werden könne.» Der wohlverdiente Ruf, den das Basler 
Auszügerbataillon unter Mechels Instruktion erlangt hatte, stieg noch 
höher unter Wielands Leitung. | 

Inzwischen hatte sich Wieland auch litterarisch hervorgethan. Neben 
der Redaktion des Intelligenzblattes (s. o.) gab er bereits im Jahre 1850 
eine Schrift heraus «über Organisation und Taktik der schweizerischen 
Infanterie». Seit 1852 redigierte er im eigenen Verlage die schweizerische 
Militärzeitung. «In frischer, kecker Sprache griff er darin Veraltetes und 
sonstige Übelstände mutig an, schlug Zweckmäßiges vor, prüfte fremdes, 
und brachte altes und neues, was die militärische und patriotische Bildung. 
des jungen Wehrmanns zu fördern imstande war. Es konnte nicht fehlen, 
daß er durch seine körnige und unerschrockene Schreibart hie und da 
anstieß; aber die Anregung und der wirkliche Gehalt waren zu augen- 
fällig, um nicht diese Mißtöne allmälig verklingen zu machen in dem 
lauten Beifall der allgemeinen Anerkennung.» (Th. Meyer-Merian, 1865.) 

1853 wurde er zum ersten Mal in eidgenössischem Dienste verwendet 
bei der Instruktion der Cadres zum Truppenzusammenzug an der Kreuz- 
straße. 1858 leitete er den Unterricht beim Truppenzusammenzug an 
der Luziensteig, und im Dezember gleichen Jahres berief ihn der Bundes- 
rat auf den damals neu kreierten Posten eines Oberinstruktors der In- 
fanterie und Chefs des Personellen. 

Durch Artikel 20 der Bundesverfassung vom 12. September 1848 
war die Instruktion der Truppen in die Hand des Bundes gegeben. Mit 
der Centralisation des Unterrichts suchte Bundesrat Stämpfli 1854— 1863, 
als Vorsteher des eidgenössischen Militärdepartements, ganzen Ernst zu 
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machen. Indem er Wieland mit der obersten Leitung der Instruktion 
der Offiziere betraute, hat er den wichtigsten Schritt zur Erfüllung dieses 
Zweckes vollzogen. Die gründliche Umgestaltung des schweizerischen 
Wehrwesens, welche gemeinhin mit Stämpflis Namen verknüpft wird, 
ist gar nicht zu denken ohne Wielands organisatorisches Genie, seine 
aufopfernde Hingebung, seinen begeisterten Patriotismus und Idealismus. 

Der leitende Grundgedanke Wielands bei der Lösung seiner großen 
und neuen Aufgabe war auf eine möglichst gleichmäßige Durchbildung 
des gesamten schweizerischen Offiziersstandes gerichtet, und als letztes 
Ziel schwebte ihm die gänzliche Centralisation des Unterrichts der In- 
fanterie vor. | 

Dieses Ziel suchte er hauptsächlich zu erreichen durch die Begründung 
einer eidgenössischen Instruktorenschule und durch die Schaffung der 
Offiziersaspirantenschulen. Letztere lagen ihm ganz besonders am Herzen. 
Nicht nur Körper und Geist, sondern Herz und Gemüt suchte er zu 
erziehen, Ehrgefühl und patriotische Erhebung zu pflegen, vor allem 
durch das eigene Beispiel. Die körperlichen Anstrengungen, die er der 
Mannschaft zumutete, teilte er selbst mit ihr. Tagsüber gleich uner- 
müdlich zu Pferd wie zu Fuss, konnte er noch bis tief in die Nacht 
hinein administrativen Arbeiten obliegen. «Ohne sichtliche Anstrengung 
beschäftigte er sich mit mehreren Aufgaben, deren jede allein die volle 
Geisteskraft eines andern in Anspruch genommen hätte. Voller Initiative 
organisierte er mit der grössten Leichtigkeit und übersah auch bei den 
verwickeltsten Aufgaben, die ihm namentlich die Truppenzusammenzüge 
zuslosene gaben, kein Detail... . Seine Vorträge: und "Berichte an das 
Militärdepartement atmeten den gleichen frischen Geist wie seine Tages- 
Beichlerne 2 Rrerteilte in den. Infanterieschulen "mit "gleichem : Eifer 
Theorie über Soldatenschule, wie in Generalstabsschulen über Kriegs- 
geschichte sec 2... Eine reiche Phantasie und volle Gewalt über 
die Sprache, machten ıhm moglich, alles, was 'er sagte, frisch und 
anregend vorzubringen. Er verstand, die Soldaten zu gewinnen mit 
wenigen Worten, die in gewaltiger, klartönender Stimme über die 
Bataillone hindrangen. » 

Aber bei dem Übermass körperlicher und geistiger Anstrengung 
vermochte seine Konstitution dem idealen Schwung und der mächtigen 
Willenskraft doch nicht lange zu folgen. Im Sommer 1863 machten sich 
bei dem erst Achtunddreissigjährigen körperliche Leiden geltend, die er 
beharrlich ignorierte bis zum Schlusse sämtlicher Militärkurse jenes Jahres. 
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Die Erholung, welche er sich alsdann gönnte, führte keine gründliche 
Heilung herbei, und nachdem er trotzdem im Februar 1864 seine Thätig- 
keit als Kommandant der Basler Infanterie-Rekrutenschule wieder auf- 
genommen, trat anfangs März eine akute Erkrankung ein. Nach 
wenigen Wochen machte ein Herzschlag seinem Leiden, zugleich aber 
auch dem hoffnungsvollen Adlerfluge seiner reichgesegneten, patriotischen 
Laufbahn ein Ende. | 

Sein Name hat dem Stande Basel auch im schweizerischen Wehr- 
wesen eine ehrenvolle Stellung gesichert. Sein glühender, opferfreudiger 
Patriotismus, sein lebendiges Wort und sein persönliches Vorbild aber 
haben in den Herzen vieler jungen Basler gezündet und sie zur Nach- 
eiferung nicht auf militärischem Gebiet allein, sondern zur ganzen Hin- 
gabe an das geeinte Vaterland begeistert. 
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